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Diese Fachbroschüre konnte mit freundlicher Unterstützung der 
Evangelischen Bank realisiert werden.



Vorwort

Der in zweiter, überarbeiteter Auflage vorliegende Leitfaden Suchtbe­
ratung für suchtkranke Eltern zur Förderung des Kindeswohls richtet 
sich an Fach- und Führungskräfte der Fachstellen Sucht. Er rückt – ganz 
bewusst – nicht nur das uns alle angehende Kindeswohl in den Mittel­
punkt: Ein wesentlicher Schlüssel zur Verbesserung der Situation be­
troffener Kinder liegt auch in der Hilfe für die suchtkranken Eltern. Maß­
nahmen zur Wahrung des Kindeswohls können auch zur Trennung der 
Kinder von ihren suchtkranken Eltern führen. Allzu häufig scheint diese 
Trennung mit Blick auf die Kinder eher viel zu spät zu kommen … Trotz­

dem bleibt eine Verbindung zwischen Kindern und Eltern erhalten und spätestens wenn die Kinder er­
wachsen sind, setzen sie sich rückblickend mit den eigenen Eltern und deren Elternrolle auseinander.

Idealerweise sollte unsere Suchtberatung beide Blickwinkel berücksichtigen: Die Kinder suchtkran­
ker Eltern müssen besonders und bevorzugt beachtet werden und die suchtkranken Eltern müssen 
bei der Wahrnehmung ihrer Elternverantwortung ermutigt und unterstützt werden – und dies mög­
lichst mit einem systemischen Blick auf den Familienkontext. Am besten in einer engen Vernetzung mit 
der Jugendhilfe!

Hier setzt dieser Leitfaden an einer Schnittstelle an, die der Gesamtverband für Suchthilfe e. V. (GVS) 
schon in früheren Jahren bearbeitet hat. Es geht um das Miteinander von Suchthilfe und Jugendhilfe. 
Diese beiden Hilfebereiche sind natürliche Kooperationspartner, sobald es um die Belange von Kindern 
und Jugendlichen geht, die – als Abhängige oder als Opfer – in das Blickfeld der Suchthilfe geraten. 
Als Beispiele der Thematisierung seien hier nur die gemeinsam mit dem Evangelischen Erziehungs­
verband (EREV) und der Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit (BAG EJSA) 
erstellte Broschüre »Jugendhilfe und Drogenhilfe: Gemeinsam handeln – Ein Leitfaden für die Ko­
operation beider Hilfesysteme« (2002) sowie das ebenfalls mit den beiden Partnern durchgeführte 
4. Berliner Suchtgespräch mit dem Titel »Gemeinsame Verantwortung – Gemeinsames Handeln: 
Hilfen für suchtgeschädigte Kinder und Jugendliche« (2008) zu nennen.

Der Leitfaden bietet eine Fülle praktischer Hilfen, um das Thema Suchtberatung für suchtkranke Eltern 
zur Förderung des Kindeswohls in die alltägliche Arbeit der Suchtberatung zu implementieren. Sie 
finden neben Informationen über die Lage von suchtkranken Eltern und ihren Kindern konkrete Hand­
lungsempfehlungen für die Arbeit mit den betroffenen Familien und einen großen Materialienanhang 
mit Gesetzestexten, Mustern für Klienten-Informationen, Checklisten, Adressen und Literaturtipps. 
Ein besonderer Blick gilt natürlich auch der diesbezüglichen Rolle der Suchtberatung in der Kommune 
und den politischen Forderungen, die sich aus dem Thema ergeben.  

Wir wünschen uns eine konstruktive und gewinnbringende Auseinandersetzung mit Ihnen – Ihre 
Rückmeldungen sind sehr erwünscht!

Sieghard Schilling
Vorsitzender des GVS



Ein Hinweis vorab: Ausschließlich aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Broschüre die 
männliche Form verwendet. Gemeint sind immer beide Geschlechter.
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Einführung

»Suchtkranke Eltern wollen gute Eltern sein. Suchtkranke Eltern brauchen 
Ermutigung und Unterstützung bei der Wahrnehmung ihrer Elternverantwortung. 
Das Wohl der Kinder muss bei diesen Bemühungen im Mittelpunkt stehen.« 1

Ein großer Teil der Menschen mit einer Suchtproblematik, die sich in Beratungs- und Behandlungs­
prozessen der Suchthilfe befinden, tragen Verantwortung für Kinder. Sind diese Kinder für längere 
Zeit einer suchtbelasteten Situation in ihren Familien ausgesetzt, erhöht sich das Risiko deutlich, dass 
bei ihnen später selbst Sucht- oder andere Entwicklungsstörungen auftreten. Mögliche negative 
Auswirkungen für die Kinder in diesen Familiensystemen sind – analog zu anderen psychiatrischen 
Störungsbildern – zunehmend in den Fokus der öffentlichen Jugendhilfe geraten. Dem Schutz dieser 
Kinder ist eine Sonderstellung einzuräumen. Eltern mit Suchtstörungen haben besondere Hemm­
schwellen im Zugang zur Hilfe zu überwinden, egal ob sich diese Hemmung aus Scham, Schuld 
oder der Angst vor einem Eingriff in ihr Elternrecht speist. Die Beratung und Behandlung von sucht­
kranken Familien sind für die Suchthilfe keine neuen Handlungsfelder. Eltern mit Suchtstörungen 
stellen seit jeher einen bedeutenden Anteil ihrer Klientel.

Insbesondere die Suchtberatung ist aufgrund ihrer Kompetenzen dafür prädestiniert, Familiensysteme 
mit suchtkranken Eltern hinsichtlich ihres Risikopotenzials für die Entwicklung der Kinder, aber auch 
hinsichtlich möglicher Ressourcen einzuschätzen. Sie ist geübt darin, mit den Familien Erfolg verspre­
chende Hilfeoptionen zu entwickeln und sie im Hilfeprozess zu begleiten. Es existiert jedoch eine Vielfalt 
an Konzepten, mit denen sich die Suchthilfe an diese Familien wendet. Ebenso sind die Kooperations­
beziehungen zwischen Jugendhilfe und Suchthilfe noch sehr heterogen. Dieser Leitfaden soll zur Ver­
besserung der Situation – gerade auch bei sich notwendigerweise ergebenden Konflikten – beitragen.

Voraussetzung jeglicher guter Kooperation ist, neben einer guten Kenntnis der jeweiligen Koopera­
tionspartner, eine für andere klar erkennbare eigene Position. Damit ist zum Teil auch ein Wechsel des 
Selbstverständnisses der Suchthilfe zu verbinden: In Fällen von Kindeswohlgefährdung dürfen nicht 
mehr die abhängigen Eltern als Klienten im primären Fokus des Interesses stehen, sondern deren 
Kinder. Durch diesen Perspektivwechsel ergeben sich zahlreiche praktische Auswirkungen, die von 
den Mitarbeitenden der Suchthilfe eine hohe Lern- und Veränderungsbereitschaft abverlangen. Hier 
erfährt die Tätigkeit in der Suchthilfe folglich in der Kooperation mit der Jugendhilfe einen Bedeutungs­
zuwachs.

Die Suchtberatung verfügt durch ihre multiprofessionelle Ausprägung über besondere Kompetenzen, 
um suchtbelasteten Familien in geeigneter Weise zu helfen. Im kommunalen Raum koordiniert die 
Suchtberatung schon lange erfolgreich die verschiedenen Angebote zur Suchtrehabilitation, mitunter 
bereits in Verbundsystemen. Im Zusammenspiel mit Jugendämtern und Kinder- und Jugendhilfe­
einrichtungen kann die Suchthilfe auf diese Weise einen nachhaltigen Beitrag im Hilfeprozess leisten, 
von dem Eltern mit Suchtstörungen ebenso profitieren wie deren Kinder. Mit dieser Kompetenz sollte 
sich die Suchthilfe als konstruktiver Kooperationspartner zeigen und eine offensive Rolle einnehmen. 
Dafür ist es erforderlich, dass sich die Suchthilfe weitaus stärker als bisher vernetzt und mit anderen 
Hilfeträgern, vor allem mit der Jugendhilfe, kooperiert.

	 1	 Aus: »10 Eckpunkte zur Verbesserung der Situation von Kindern aus suchtbelasteten Familien«. Vereinbart auf der Fachtagung 
»Familiengeheimnisse – Wenn Eltern suchtkrank sind und die Kinder leiden«, 4. und 5. Dezember 2003 im Bundesministerium 
für Gesundheit und Soziale Sicherung, Berlin.
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1	 Die Situation suchtkranker Eltern und  
ihrer Kinder in Deutschland

1.1	D ie Situation der Kinder

Je nach Quelle wird davon ausgegangen, dass zwischen 2,65 und 2,7 Millionen Kinder bis 18 Jahre 
von einer elterlichen Alkoholstörung betroffen sind. 2 In jeder siebten Familie sind Kinder zeitweise 
oder dauerhaft von der Alkoholabhängigkeit oder dem Missbrauch wenigstens eines Elternteils 
betroffen, in ca. jeder zwanzigsten Familie sind beide Elternteile alkoholabhängig. 3

Jedes Jahr kommen zwischen 3.000 und 4.000 Kinder mit schwersten Behinderungen zur Welt, 
dem Fetalen Alkoholsyndrom (FAS), weil ihre Mütter in der Schwangerschaft Alkohol getrunken 
haben. 4

Zwischen 40.000 und 50.000 Kinder haben drogenabhängige Eltern. 5 Hierbei handelt es sich in der 
Mehrzahl um drogenabhängige Mütter. Nahezu 90 % der Säuglinge von drogenabhängigen Müttern 
werden mit einem Entzugssyndrom geboren. Während früher ca. 60 % dieser Kinder fremd unter­
gebracht wurden, sind es heute nur noch 30 %.6 Das heißt zwischen 21.000 und 35.000 Kinder 
leben bei ihren drogenabhängigen Eltern.

Weitere Suchterkrankungen, wie die Medikamentenabhängigkeit oder die Verhaltenssüchte, sind bis­
her noch nicht in den Fokus der Betrachtung gelangt. Insgesamt geht es nicht um eine gesellschaft­
liche Randgruppe, sondern um eine bedeutende Gruppe von Kindern in unserer Gesellschaft, die ein 
stark erhöhtes Entwicklungsrisiko aufweist.

Kinder suchtkranker Eltern sind die größte bekannte Risikogruppe zur Entwicklung eigener Sucht­
störungen, wie insbesondere Alkohol- und Drogenabhängigkeit sowie Verhaltenssüchte. »Von den 
Kindern alkoholabhängiger Eltern entwickeln ca. 33 % bis 40 % selbst eine substanzbezogene Ab­
hängigkeitserkrankung.« 7 Im Falle einer Alkoholdiagnose für beide Elternteile steigt das Risiko einer 
Alkoholabhängigkeit bei Söhnen um das 19fache, bei den Töchtern um das 28fache.8 Liegt darüber 
hinaus bei den Eltern noch eine psychische Störung vor, sind die Risiken für die Kinder noch höher.

Es spielen bei der Suchtentwicklung der Kinder sowohl genetische als auch Umweltfaktoren eine 
Rolle. Als genetische Faktoren gelten eine erhöhte Vulnerabilität und eine subjektiv und objektiv 
niedrigere sensible Reaktion auf Alkohol (beispielsweise reduziertes »Kater-Empfinden«, keine Kopf­
schmerzen). Als Umweltfaktoren gelten stressvolle Ereignisse in der Familie, Modell-Lernen in Form 
von dysfunktionaler Bewältigung von Schwierigkeiten durch Alkohol und eine positive Alkoholwirkungs­
erwartung.
	

	 2	 Lenz, A.: Riskante Lebensbedingungen von Kindern psychisch und suchtkranker Eltern – Stärkung ihrer Resilienzressourcen 
durch Angebote der Jugendhilfe, Expertise im Rahmen des 13. Kinder- und Jugendberichts der Bundesregierung,  
München 2009, S. 7.

	 3	 Ebenda.
	 4	 Schätzung nach FASworld, www.fasworld.de/index.html.
	 5	 Lenz, A.: Riskante Lebensbedingungen von Kindern psychisch und suchtkranker Eltern – Stärkung ihrer Resilienzressourcen 

durch Angebote der Jugendhilfe, a. a. O., S. 8. 
	 6	 Ebenda.
	 7	 Klein, M.: Kinder aus suchtbelasteten Familien. Entwicklung – Risiken – Hilfen. Vortrag zum 6. Fachtag »Kinder aus 

suchtbelasteten Familien« in Wolfersdorf am 06.10.10. www.koala-online.de/MK_1010.pdf, Folie 18.
	 8	 Lenz, A.: a. a. O., S. 16f.
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Insgesamt besteht bei Kindern aus alkoholbelasteten Familien »eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, 
dass sie

—— früher beginnen Alkohol zu konsumieren als Gleichaltrige aus unbelasteten Familien,
—— früher erste Betrunkenheitserfahrungen sammeln,
—— häufiges »binge-drinking« (Rauschtrinken) betreiben und
—— früher eine eigene, alkoholbezogene Störung entwickeln.« (Beschrieben z. B. bei Klein 9.)

Neben dem erhöhten Risiko für eine eigene Suchterkrankung besteht für Kinder von Suchtkranken 
eine erhöhte Anfälligkeit für Verhaltens- und Erlebensstörungen im Vergleich zu den Kindern, die ohne 
solche Beeinträchtigungen oder Belastungen im familiären Kontext aufwachsen. Nach Klein entwi­
ckelt ein Drittel der Kinder suchtkranker Eltern psychische Störungen, wie Ängste, Depressionen und 
Persönlichkeitsstörungen.

Differenzierte Untersuchungen von Kindern alkoholkranker Eltern weisen nach, dass Söhne häufiger 
psychische Probleme aufweisen als Töchter und dass die Probleme im Falle einer mütterlichen Ab­
hängigkeit gravierender sind als bei väterlicher Abhängigkeit. 10 Insgesamt werden hier am häufigsten 
Hyperaktivität, Verhaltensauffälligkeiten, Delinquenz, kognitive Funktionsstörungen, soziale Interak­
tionsstörungen, Angst und Depressionen genannt.

	 Um einen Eindruck der Lebenswelt der Kinder suchtkranker Eltern zu vermitteln, 
sind hier typische Lebenserfahrungen von Kindern alkoholkranker Eltern zitiert: 11

	
	 —	Nicht zu Freunden gehen, um nicht in die Zwangslage zu geraten, diese zu sich  

nach Hause einladen zu müssen, wo die Eltern sich beschämend verhalten könnten.
	 —	 In der Schule mit den Gedanken zu Hause sein, sich vorzustellen, was dort gerade 

Schlimmes passiert oder bald passieren wird.
	 —	Andere Kinder beneiden oder eifersüchtig auf diese sein, wenn sie Spaß und 

Leichtigkeit mit ihren Eltern erleben.
	 —	Sich als Kind unter Gleichaltrigen isoliert, abgewertet und einsam fühlen.
	 —	Sich von Eltern vernachlässigt, bisweilen als ungewolltes Kind fühlen.
	 —	 Für die Eltern sorgen, sich um sie ängstigen, insbesondere wenn die Mutter süchtig trinkt.
	 —	Sich um Trennungsabsichten oder vollzogene Trennungen der Eltern unablässig sorgen.
	 —	Als Jugendlicher die Eltern nicht im Stich lassen wollen (zum Beispiel nicht von zu Hause 

ausziehen können).
	 —	Die Eltern für ihr Fehlverhalten entschuldigen, lieber andere Menschen oder sich selbst 

beschuldigen.
	 —	Vielfache Trennungen und Versöhnungen der Eltern erleben und sich nicht auf einen 

stabilen, dauerhaften Zustand verlassen können.
	 —	Wenn der trinkende Elternteil schließlich mit dem Alkoholmissbrauch aufhört, weiterhin 

selbst Probleme haben oder solche suchen.

	 9	 Klein, M.: Kinder aus suchtbelasteten Familien. Entwicklung – Risiken – Hilfen, a. a. O., Folie 36.
	10	 Werner, E. E.: Resilient offspring of alcoholics: A longitudinal study from birth to age 18.  

In: Journal of Studieson Alcohol, 47, 1986, S. 34–40.
  		  Elpers, M. & Lenz, K.: Psychiatrische Störungen bei Kindern alkoholkranker Eltern.  

In: Zeitschrift für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 22, 1994, S. 107–113.
	11	 Cork, M. R.: The forgotten children: A study of children with alcoholic parents.  

Von: Addiction Research Foundation. Toronto 1969. Zitiert als Übersetzung z. B. von Klein, M. in www.eda-jena.de/ftdoc/
Schutzmechanismen-Hilfsangebote.pdf.
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	 Die Lebenssituation von Kindern drogenabhängiger Eltern lässt sich zusammen-
fassend folgendermaßen charakterisieren (zitiert nach Lenz 12):

	 —	Die Kinder sind häufiger von der Abhängigkeit beider Elternteile betroffen, weil 
Drogenabhängige viel häufiger ein entsprechendes Partnerwahlverhalten zeigen als 
Alkoholabhängige. Das Aufwachsen bei zwei drogenabhängigen Elternteilen erhöht  
das Entwicklungsrisiko für Kinder.

	 —	Kinder sind häufiger von Trennungen betroffen und wachsen entsprechend häufiger  
nur bei einem Elternteil auf.

	 —	Kinder erleben typische Konsequenzen der Drogensubkultur, wie Beschaffungs
kriminalität, Prostitution der Mutter, Verhaftung des Vaters.

	 —	Kinder erleben soziale Isolation und Stigmatisierung, lernen weniger sozial förderliche 
Verhaltensweisen und sind dadurch in ihrem Selbstwertgefühl insgesamt instabil und 
gefährdet.

	 —	Kinder leiden unter sozialer Ausgrenzung der Familie, beispielsweise durch Armut, 
Arbeitslosigkeit, beengte Wohnverhältnisse.

	 —	Durch die im Vergleich mit Alkoholabhängigkeit höhere Komorbidität der Eltern besteht 
die Gefahr, dass Kinder aufgrund des komplexen Störungsbildes ihrer Eltern stärkere 
Schädigungen erleiden.

Weil die ambulante Substitutionsbehandlung inzwischen die große Mehrheit der Opiatabhängigen 
erreicht, wurden die Gefährdungsrisiken für die Kinder von drogenabhängigen Eltern gemildert. Waren 
in den 1990er Jahren noch ca. 60 % der Kinder von Drogenabhängigen fremd untergebracht, ging 
diese Zahl bis 2010 auf etwa 30 % zurück. Dies begründet sich zu einem großen Teil durch die Ent­
kriminalisierung der Eltern. Da die Substitutionsbehandlung in der Praxis, von Ausnahmen abgesehen, 
in einem segmentierten System (Krankenkassenleistung, Suchtberatung, Jugendamt) als Leistung 
erbracht wird, stellt der Umstand einer Substitutionsbehandlung für sich alleine allerdings keine hinrei­
chende Sicherung des Kindeswohls dar. Vielmehr ist es entscheidend, wie verbindlich die unterschied­
lichen Beteiligten systemisch mit Blick auf die Abhängigen und deren Kinder vernetzt zusammenwirken.

Trotz dieser düsteren Zeichnung der Lebenssituation und der Perspektiven der Kinder suchtkranker 
Eltern werden nicht alle Kinder krank oder auffällig. In der Fachwelt wird fast einheitlich von einer 
»Drittelfaustregel« (beschrieben beispielsweise bei Klein 13) gesprochen. Für die Entwicklungswege 
von Kindern suchtkranker Eltern gilt:

	 —	 »Etwa ein Drittel entwickelt gravierende Störungen im Kindes-, Jugend- und 
Erwachsenenalter, die zur Chronifizierung neigen.

	 —	Etwa ein Drittel entwickelt leichte bis mittelschwere Probleme, die die Funktionsfähigkeit 
nur leicht bis mittelschwer beeinträchtigen und oft nur vorübergehender Natur sind.

	 —	Etwa ein Drittel entwickelt keine relevanten Probleme.«

Auf dieser Erkenntnis basierend beschäftigt sich die Resilienz- und Bewältigungsforschung damit, 
was Kindern aus Familien mit einer Suchterkrankung helfen kann, gesund zu bleiben oder zu werden.

	12	 Lenz, A.: Riskante Lebensbedingungen von Kindern psychisch und suchtkranker Eltern – Stärkung ihrer Resilienzressourcen 
durch Angebote der Jugendhilfe, a. a. O., S. 19f. 

	13	 Klein, M.: Kinder aus suchtbelasteten Familien. Entwicklung – Risiken – Hilfen, a. a. O., Folie 20.
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1.2	D ie Lage der suchtkranken Eltern

Die Deutsche Suchthilfestatistik (DSHS) 2011 gibt Aufschluss darüber, wie viele Klienten von Einrich­
tungen der Suchthilfe in Deutschland Eltern bzw. Elternteile mit eigenen Kindern sind und mit ihnen 
in einem Haushalt leben. 14 Diese Statistik zeigt auch, wie viele Kinder direkt oder indirekt von der 
Suchtberatung und -behandlung ihrer Mütter und/oder Väter profitieren können:

Im Jahr 2011 wurden in den 778 ambulanten und 166 stationären Einrichtungen, die sich an der 
DSHS beteiligt haben, 313.604 ambulante und 37.354 stationäre Betreuungen durchgeführt. 

Die Auswertung zeigt, dass im Jahr 2011 31.327 betreute Personen gemeinsam mit ihren eigenen 
Kindern in einem Haushalt lebten. Von allen betreuten Personen lebten 80,2 % nicht mit eigenen 
Kindern in einem Haushalt. 11,2 % lebten mit einem eigenen Kind, 6,2 % mit zwei, 1,6 % mit drei und 
0,7 % mit mehr als drei eigenen Kindern zusammen. 

Daraus ergibt sich, dass im Jahr 2011 mindestens 49.785 Kinder mit einem leiblichen suchtkranken 
Elternteil zusammenwohnten. (Der Wert ist als Mindestwert zu betrachten, da sich die letzte Kate­
gorie »mehr Kinder« auch auf mehr als vier Kinder beziehen kann).
 Siehe Material-Anhang 10.3

Indem die Suchthilfe in der Zusammenarbeit mit suchtkranken Eltern das Wohl der Kinder stärker in 
den Fokus nimmt, darf die Situation der Eltern nicht aus dem Blick geraten. Vielmehr ist eine syste­
mische Sichtweise angezeigt, um den Hilfebedarfen von Eltern und Kindern gleichermaßen sinnvolle 
Angebote gegenüberzustellen.

Es liegt quasi in der Natur der Suchterkrankung, dass Eltern mit Suchtstörungen ihre Probleme zu 
verbergen suchen. Sie tun das aus Scham und weil sie eine gesellschaftliche Ausgrenzung fürchten, 
insbesondere bei einer Abhängigkeit von illegalen Substanzen. Suchtbelastete Familien vermeiden es 
folglich, spezialisierte Hilfeinstitutionen wie Suchtberatungsstellen aufzusuchen, um Hilfe bei Alltags­
problemen zu bekommen. In anderen Hilfekontexten, zum Beispiel im Umgang mit der Jugendhilfe, 
vermeiden sie es, auf die Suchtproblematik aufmerksam zu machen. 

	
	14	 Eigene Auswertung auf Grundlage der Deutschen Suchthilfestatistik 2011. Auswertungen sind über Tabellenbände erhältlich unter 

www.suchthilfestatistik.de, siehe auch Anhang 10.3
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2 	 Rechtgrundlagen des behördlichen Kinderschutzes 
und der Rechtsbegriff der Kindeswohlgefährdung

Eltern mit Suchtstörungen haben – zum allergrößten Teil ungerechtfertigt – erhebliche Ängste, dass 
Eingriffe in ihr Erziehungsrecht erfolgen könnten. Hilfeangebote für die Familien basieren jedoch 
weitgehend auf dem Prinzip der Freiwilligkeit. Grundsätzlich müssen Eltern Hilfeleistungen nach 
dem SGB VIII beantragen oder zumindest ihre Zustimmung erklären. Erst wenn begründete Ver­
dachtsmomente für eine Kindeswohlgefährdung bestehen und die Eltern nicht bereit oder in der 
Lage sind, Hilfeangebote anzunehmen, kann das Jugendamt eine Inobhutnahme des Kindes ver­
anlassen. 

Grundgesetz 

I. Die Grundrechte (Art. 1–19) Artikel 6

	 (1)	 Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung.

	 (2)	 Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 

zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 

Gemeinschaft.

	 (3)	 Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines  

Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen 

oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen.

	 (4) 	Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.

§ 1666 Abs. 1 und 2 BGB

Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls

	

	 (1)	 Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen 

gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr  

abzuwenden, so hat das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur  

Abwendung der Gefahr erforderlich sind.

§ 1666a BGB – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang öffentlicher Hilfen

	

	 (1)	 Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie  

verbunden ist, sind nur zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch  

nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann. 

	 Grundsätzlich sind Eltern in alle Entscheidungsprozesse mit einzubeziehen! 

Die Suchtberatungsstellen unterliegen einer Schweigepflicht. Informationen an das Jugendamt dürfen 
erst bei einem begründeten Verdacht auf Kindeswohlgefährdung erfolgen und müssen vorher dem 
Klienten mitgeteilt werden 15 – es sei denn, hierdurch würde eine akute Gefahrensituation für das Kind 
oder die Kinder entstehen. 

	15	 Siehe Material-Anhang 10.12: Thematisieren der Gefährdung im Gespräch mit den Eltern
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	 Das Bestehen einer Suchtproblematik ist kein hinreichender Grund, um ein Kind aus 
der Familie zu nehmen! 

Die Unkenntnis der gesetzlichen Bestimmungen trägt sicherlich ebenfalls dazu bei, dass auch die 
nicht antragspflichtigen, offenen Angebote (z. B. Projekte) bislang nur teilweise dazu beitragen 
konnten, den Familien den Zugang zu Hilfeeinrichtungen zu erleichtern. So stellten die Autoren Ingrid 
Arenz-Greiving und Marcus Kober 2007 in ihrer Meta-Studie nüchtern fest: »Große Teile der poten­
ziellen Zielgruppen werden von den vorhandenen Angeboten derzeit nicht erreicht.« 16

Eltern mit Suchtstörungen wissen zu wenig über die angebotenen Hilfemöglichkeiten. Um sie an­
nehmen zu können, müssen die Eltern in der Regel Hemmschwellen überwinden, die aus Scham- oder 
Schuldgefühlen resultieren oder weil sie den entstehenden Veränderungsdruck scheuen: »Vielfach 
fehlt es den Eltern am Bewusstsein, die Situation der eigenen Kinder überhaupt als defizitär oder 
problembehaftet wahrzunehmen. Suchtmittelabhängige Eltern unterstellen oftmals – auch aus Grün­
den des Selbstschutzes – dass ihre Kinder die eigene Sucht gar nicht als problematisch wahrnehmen 
oder dadurch zumindest nicht gravierend beeinflusst würden.« 17

Untersuchungen von Eltern mit Suchtstörungen zeigen deutlich erhöhte Belastungswerte bei den 
Betroffenen. Diese beziehen sich vor allem darauf, dass sich die Eltern im Verhältnis zu anderen 

—— stärker isoliert fühlen,
—— selbst vergleichsweise wenig zutrauen bzw. sich als wenig kompetent
—— einschätzen,
—— stärker zu depressivem Verhalten / Erleben neigen,
—— mehr und / oder intensivere Partnerkonflikte haben und
—— stärker Stress ausgesetzt fühlen.

Bei Analysen stellte Stachowske fest, dass im Falle von zu Tode gekommenen Kindern die Eltern 
zusätzlich zur Suchtstörung in der Regel komorbide und dissoziale Störungsbilder aufwiesen. 18 Die 
untersuchten Fälle zeigen, dass die Eltern wegen dieser Störungen nicht in Behandlung oder nicht 
in angemessener Behandlung waren.

Woran es suchtbelasteten Familien oft mangelt, lässt sich auch an Basiskriterien ablesen, die zur Be­
wertung der Situation der Kinder überprüft werden. Alle Familien benötigen angemessenen Wohn­
raum mit ausreichend hygienischen Verhältnissen sowie eine Absicherung des Lebensunterhaltes, 
welche die regelmäßige, ausreichende und altersgemäße Versorgung der Kinder (Ernährung, Körper
hygiene etc.) gewährleistet. 

Auch wenn die allgemeine Daseinsvorsorge per Gesetz sichergestellt zu sein scheint, ist sie in der 
Praxis dennoch immer häufiger nicht anzutreffen. Die vielerorts steigenden Zahlen von Inobhutnah­
men der Jugendämter – im Jahr 2012 wurden 40.227 Kinder und Jugendliche in einem Heim oder 
in einer Pflegefamilie untergebracht, fünf Prozent mehr als in 2011! 19 – stehen auch damit in Zusam­
menhang, dass die Lebensverhältnisse der Kinder unzureichend sind.

	16	 Arenz-Greiving, I. & Kober, M.: Metastudie – Arbeit mit Kindern und deren suchtkranken Eltern. Münster 2007, S 55.
	17	 Ebenda.
	18	 Stachowske, R.: Steht das Kindeswohl nach einer Abwägung in der Suchthilfe als Priorität im Mittelpunkt? Vortrag zur Arbeits

tagung der AWO Suchthilfe und Wohnungslosenhilfe zum Thema »Suchthilfe und Jugendhilfe« am 5. und 6. Februar 2009 in 
Berlin. www.wesd.de/texte/Vortrag_Berlin_Kindeswohl_2009.pdf, S. 8.

	19	 Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe. Wiesbaden 2012. www.faz.net/aktuell/gesellschaft/familie/
jugendaemter-inobhutnahmen-erreichen-2012-neuen-hoechststand-2426952.html
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3	 Die besondere Problematik bei polyvalenter 
Suchtmittel- und Drogenabhängigkeit

Die Abhängigkeit von illegalen Drogen bedingt in der Regel eine größere soziale Ausgrenzung der 
betroffenen Familien sowie Einschränkungen in der Teilhabe. Erfahrungen zeigen, dass illegaler Sucht­
mittelkonsum oft mit einem frühen Beginn der Suchtstörung einhergeht. In der Folge erwerben Betrof­
fene in geringerem Umfang erforderliche Lebenskompetenzen. Familien mit einem oder mehreren 
drogenabhängigen Elternteilen haben deshalb häufig größere Defizite hinsichtlich gesellschaftlicher 
Integration und Teilhabe.

Die Praxis der Substitutionsbehandlung bei Opiatabhängigkeit in Deutschland stellt vor dem Hinter­
grund des Bedarfs vielfach keine adäquate Hilfeleistung dar. In den großen Zentren praktizierte Mo­
dellprojekte zeigen sicher gute Ansätze, in der Fläche erfolgt jedoch in der Regel keine bedarfsge­
rechte Umsetzung. Dort, wo das System bereits im Normalfall lediglich den  Mangel verwaltet, ist es 
mit den komplexen Hilfebedarfen drogenabhängiger Eltern und dem gleichzeitig erforderlichen Blick 
auf die Kinder weitgehend überfordert.

Die Gruppe der Drogenkonsumenten benötigt aus diesen Gründen eine besondere Beachtung. Die 
Fachkräfte der Suchtberatung sind kompetent darin, die verschiedenen Dimensionen der jeweiligen 
Gesamtsituation – medizinisch und psychosozial – zu erfassen. Auf dieser Grundlage können sie 
einen substanziellen Beitrag für erfolgreiche Hilfen für die Familien erbringen.

4	 Angebote der Suchthilfe für Familien 

Ein großer Teil der von der Suchthilfe erreichten Menschen hat Kinder. 20 Dennoch werden die Familien 
nicht ausreichend versorgt. Ein Grund dafür ist, dass sich die Suchthilfe vielerorts als vorrangig zu­
ständig für den Hilfebedarf des suchtkranken Individuums versteht. Aber komplexe Hilfebedarfe lösen 
im Hilfesystem auch nicht automatisch eine angemessene Versorgung aus: »Kranke Familiensysteme 
können durch Teile der Sozialgesetzbücher nicht so versorgt werden, wie »schwer gestörte Familien 
und der Schutz ihrer Kinder« dies bräuchten. Es gibt im bestehenden Rechtssystem keinen Anspruch 
auf Hilfen für ein (abhängigkeits-)krankes Familiensystem im Sinne einer gemeinsamen Therapie, 
Beratung usw.« 21 Demnach haben nachfolgende Gesetzestexte einen rein deklaratorischen Charak­
ter ohne Regelungsgehalt. 

	
20	 Siehe Kapitel 1.2. in diesem Leitfaden.
	21	 Stachowske, R.: Steht das Kindeswohl nach einer Abwägung in der Suchthilfe als Priorität im Mittelpunkt? a.a.O., S. 13.
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§ 37 SGB VIII 

Zusammenarbeit bei Hilfen auSSerhalb der eigenen Familie

	 […]

	 Durch Beratung und Unterstützung sollen die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 

innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren 

Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst 

erziehen kann. Während dieser Zeit soll durch begleitende Beratung und Unterstützung der 

Familien darauf hingewirkt werden, dass die Beziehung des Kindes oder Jugendlichen zur 

Herkunftsfamilie gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Erziehungsbedingun-

gen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den betei-

ligten Personen eine andere, dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche und auf 

Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet werden. 

§ 1 SGB VIII 

Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe

	 (3)	 Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere

	 1.	 junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu 

beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

	 2.	 Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen,

	 3.	 Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen,

	 4.	 dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien 

sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.

5	 Die Rolle des Suchthilfesystems für die Kommune 

Die komplexen Hilfebedarfe suchtbelasteter Familien müssen zwingend ein entsprechend umfas­
sendes, professionelles Hilfeangebot mit einem klar strukturierten Fallmanagement auslösen.

5.1 Zentrale Rolle der Suchtberatung

Die Anforderungen an die Versorgung von Suchtkranken sind durch die Natur der Erkrankung als 
biopsychosoziale Teilhabestörung äußerst komplex. Als Wissenshintergrund ist dabei immer wieder 
an bestimmte Umstände von Suchtstörungen zu erinnern:

	 —	Abhängigkeit ist nicht nur eine, durch psychosomatische Beschwerden und somato­
forme Störungen spürbare, psychische Erkrankung. Sie ist meist auch mit sozialen und 
rechtlichen Problemen verknüpft, wie Überschuldung, Arbeitsplatzverlust, Entzug der 
Fahrerlaubnis, Drogenkriminalität etc.

	 —	Kennzeichnend für eine Abhängigkeit ist, dass die Erkrankten meist ihre gesundheitlichen 
und sozialen Probleme leugnen oder bagatellisieren. Menschen mit behandlungsbedürf­
tiger Suchtproblematik müssen in aller Regel erst zur Mitwirkung an einer Behandlung 
(Behandlungscompliance) befähigt werden.
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Trotz der gewachsenen gesellschaftlichen Toleranz und Offenheit gegenüber dem Krankheitsbild der 
Abhängigkeit, gilt sie vielen Menschen immer noch als Schande, Makel, Versagen. Entsprechend 
schwer ist es für Betroffene, ihren Hilfebedarf zu äußern und einzufordern. Die Suchtberatung bietet 
in der Regel nur geringe Zugangsschwellen, so kann sie von den Hilfe suchenden Menschen be­
sonders gut genutzt werden.«

Die verschiedenen Stadien der Erkrankung erfordern unterschiedliche Zugangswege und differenzierte 
Hilfemaßnahmen. Die Suchtberatung verfügt über die notwendige Bandbreite an Kompetenz, mit den 
Spezifika der Suchterkrankung professionell umzugehen, weil sie die Fachrichtungen Pädagogik, 
Psychologie, Medizin und Sozialarbeit in ihrer Arbeit bündelt.

Trotz guter Ansätze (SGB IX) bei den Leistungsträgern ist bis heute nicht erkennbar, dass die für die 
unterschiedlichen Hilfen zuständigen Sozialleistungsträger sich in Bezug auf die Gruppe der Sucht­
kranken hinreichend inhaltlich abstimmen. Eine Umsetzung von Hilfen aus dem Blickwinkel nur eines 
Leistungssegments ist in der Regel ineffizient bzw. nicht nachhaltig wirksam. Die Suchtberatung ist 
die Institution, welche den Hilfebedarf der Klienten – unabhängig von leistungsrechtlichen Ansprüchen 
einzelner Hilfesegmente – umfassend sieht und für eine fachlich vernetzte Hilfeerbringung sorgen kann. 

Komplexe Problemlagen, wie sie bei der Abhängigkeit die Regel sind, und chronische Krankheitsver­
läufe mit Rezidiven erfordern ein sektorenübergreifendes Fallverständnis. Die frühzeitige und passge­
naue Versorgung bestimmter Zielgruppen (wie chronisch mehrfach abhängige Menschen) ist für die 
Kommune von besonderer Bedeutung, da diese bei fortschreitender Desintegration immense Krank­
heits- und Pflegekosten verursachen. Die Suchtberatung erbringt ihre Dienstleistung in diesem Sinn 
als Institution im kommunalen Interesse.

Anzumerken ist, dass die Suchtberatung eine entsprechend qualifizierte Hilfeleistung nur erbringen 
kann, wenn Länder und Kommunen sie finanziell angemessen ausstatten.

5.2	 Vernetzung mit der Jugendhilfe in der Kommune

Indem zunehmend suchtkranke Eltern in das öffentliche Blickfeld geraten, ist die Suchtberatung im 
Übergang zu Leistungen des SGB VIII stärker angefragt und gefordert. Es bestehen jedoch bis 
heute sehr unterschiedliche Handlungspraktiken in Fragen, wie Suchtberatungen ihre Rolle definieren, 
wie verbindlich sie Aufträge gestalten und vieles andere mehr. Es ist deshalb an der Zeit, dass die Sucht­
hilfe sich hinsichtlich der Handlungsstandards austauscht, Ergebnisse analysiert und sich an Best-
Practice-Modellen orientiert.

Wenn Maßnahmen der Jugendhilfe ergänzend zur Suchthilfe erforderlich sind, obliegt das zentrale 
Fallmanagement in aller Regel den Jugendämtern als staatliches Wächteramt. Das segmentierte 
Sozialleistungssystem erfordert hier erheblichen Vernetzungsaufwand: Für die Fallverantwortlichen 
der Jugendämter gilt es, Leistungen vor allem des SGB II, V, VI, VIII und XII sinnvoll aufeinander abzu­
stimmen. Ein Aufwand, der je nach Lage des Einzelfalls variiert. Überforderung ist unter diesen Bedin­
gungen eher die Regel als die Ausnahme.

Die Suchthilfe ist indes geübt und kompetent in der Vernetzung von Hilfeleistungen des SGB II, V, VI 
und XII und deshalb prädestiniert als Kooperationspartner für das Jugendamt, wenn es um Kinder von 
abhängigen Eltern geht. Erst wenn diese Kompetenz einbezogen ist, können Jugendhilfeleistungen 
effizient sein und nachhaltig wirken. Noch fließen die Kompetenzen der Suchtberatung jedoch kaum 
in die Hilfeprozesse ein – sei es, weil das Selbstverständnis der Suchtberatungen dem entgegensteht 
oder weil nicht ausreichend Ressourcen zur Verfügung stehen. Aber eben auch, weil die Suchthilfe nicht 
ausreichend in die Hilfenetzwerke einbezogen wird.



15

§ 1 KKG Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung

(KKG= Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz)

	 (1)	 Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen und  

ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung zu fördern.

	 (2)	 Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen sind das natürliche Recht der Eltern 

und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 

Gemeinschaft.

	 (3)	 Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, soweit erforderlich, Eltern bei der Wahrneh-

mung ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung zu unterstützen, damit

      	 1.	 sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser gerecht werden können,

      	 2.	 im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen frühzeitig 

erkannt werden und

      	 3.	 im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen 

vermieden oder, falls dies im Einzelfall nicht mehr möglich ist, eine weitere Gefährdung 

oder Schädigung abgewendet werden kann.

	 (4)	 Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung ihres 

Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche Gemeinschaft 

insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines mög-

lichst frühzeitigen, koordinierten und multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf 

die Entwicklung von Kindern, vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter 

sowie schwangere Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen).

Vereinbaren Klienten und Suchtberatungen einen Hilfeprozess, sind dabei meist unterschiedliche 
Kooperationspartner beteiligt. Erst wenn die Klienten zustimmen, dass die Suchtberatung mit weiteren 
Kooperationspartnern zusammenarbeitet, werden bestimmte Hilfen zugänglich und sie können die 
eigene Situation nachhaltig verbessern. Es gehört folglich zum klaren Arbeitsauftrag einer Suchtbe­
ratung, die Klienten zu einer Mitwirkung in diesem Sinne zu motivieren. Gelingt dies nicht, werden 
erfolgreiche Hilfeverfahren nur schwer zu erzielen sein. 
 Siehe Material-Anhang 10.11

Haben Menschen mit Suchtproblemen Kinder zu erziehen, ist dies auch ein bedeutsamer Faktor für 
die Betroffenen, die Abhängigkeit zu überwinden. Je stärker eine Familie in Folge der Abhängigkeit 
eines Elternteils in Mitleidenschaft gezogen wurde, desto stärker tritt oft ein gleichzeitiger Bedarf an 
Jugendhilfemaßnahmen zu Tage. Folglich sind das Jugendamt und dessen beauftragte Stellen bei 
behandlungsbedürftigen Suchtkranken, die Elternverantwortung haben und ausüben, Kooperations­
partner ersten Ranges. Zwingend gilt dies dann, wenn die Kinder noch sehr klein sind, die abhängigen 
Eltern alleine die Verantwortung tragen und beispielsweise noch keine anderen Stellen (z. B. Kinder­
tagesstätten) beauftragt sind.

Familien von Suchtkranken kann erst in enger Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und den Jugend­
hilfeträgern optimal und nachhaltig geholfen werden! Nur den abhängigen Menschen allein in den 
Blick zu nehmen, wäre methodisch fehlerhaft. Erst der systemische Blick auf die Familie, auf den 
umgebenden sozialen Kontext, sichert eine effiziente und nachhaltige Hilfeerbringung.
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5.3	Be teiligung der Suchtberatung nach § 8a SGB VIII

Vom Gesetz her zulässig – und je nach Einzelfall eventuell zwingend – ist die Mitwirkung von Fach­
kräften außerhalb des Jugendamtes. 

Verdachtsabklärung und wirksame Hilfen für betroffene Kinder können in der Regel nicht alleine vom 
Jugendamt geleistet werden. Es bedarf – je nach Fallkonstellation – auch der Einbeziehung medizi­
nischer, psychologischer und therapeutischer und/oder gegebenenfalls polizeilicher und juristischer 
Kompetenzen. Aus Gründen des Datenschutzes sollte eine erste interdisziplinäre Fallberatung zur 
Verdachtsklärung anonym bzw. pseudonym erfolgen (§ 64 Absatz 2a SGB VIII). Mitarbeitende des 
Jugendamtes sind auch befugt, Daten den zur Abschätzung hinzugezogenen Fachkräften mitzuteilen 
(§ 65 Absatz 1 Punkt 4 SGB VIII). Ärzte, Psychotherapeuten und Fachkräfte anderer Berufsgruppen 
können ihre Schweigepflicht (§ 203 STGB – Verletzung von Privatgeheimnissen) unter der Vorausset­
zung des rechtfertigenden Notstandes (Abwägung des höherwertigen Rechtsgutes »Datenschutz« 
versus »Kinderschutz«, § 34 StGB – Rechtfertigender Notstand) durchbrechen. 

§ 8a SGB VIII

Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kin-

des oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehre-

rer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Ju-

gendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie 

das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern 

dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck 

von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt 

zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat 

es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.

Werden Beraterinnen und Beratern von Suchtberatungsstellen in Ausübung ihrer beruflichen 

Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines 

Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personensorge-

berechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den Personensorgeberechtig-

ten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des 

Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

Außerdem haben Fachkräfte der Suchtberatungsstellen zur Einschätzung der Kindeswohlge-

fährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch 

eine insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür 

erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudo­

nymisieren.

Scheidet eine Abwendung der Gefährdung aus oder ist ein Vorgehen erfolglos und halten 

Fachkräfte der Suchtberatung ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich, um eine 

Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, 

das Jugendamt zu informieren und dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen. Vorab 

sind die Betroffenen darüber in Kenntnis zu setzen, es sei denn, dass damit der wirksame 

Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 
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Darüber hinaus soll mit § 8a SGB VIII sichergestellt werden, dass Einrichtungsträger, die direkt vom 
Jugendamt beauftragt sind, mit ihren Fachkräften den Schutzauftrag nach Absatz 1 in entspre­
chender Weise wahrnehmen und bei den sorgeberechtigten Eltern darauf hinwirken, Hilfen in An­
spruch zu nehmen, wenn die Fachkräfte dies für erforderlich halten. Weiterhin ist das Jugendamt 
immer dann zu informieren, wenn die von den suchtkranken Eltern angenommenen Hilfen als nicht 
ausreichend erscheinen, um eine Gefährdung der Kinder abzuwenden.

Das Gesetz schafft hierfür die nötigen Rahmenbedingungen für Berufsgeheimnisträger, die eine 
Weitergabe wichtiger Informationen an das Jugendamt ermöglichen: 

Der Beratungsanspruch nach § 4 Abs. 2 KKG

Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei 

Kindeswohlgefährdung

	 (1)	 Werden

	 1.	 Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen eines      

anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung      

eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

	 2.	 Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher      

Abschlussprüfung,

	 3.  Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie

	 4.	 Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde 

oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,

	 5.  Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des      

Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

	 6. 	 staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten      

Sozialpädagoginnen oder - pädagogen oder

	 7.	 Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen

		

	 	 in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 

Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder 

Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit erfor-

derlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 

soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage 

gestellt wird.

	 (2)	 Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegen-

über dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 

erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür erforder­

lichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymi-

sieren.

	 (3)	 Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach 

Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des 

Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines 

Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind 

die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des 

Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen 

nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen.
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Das staatliche Wächteramt verbleibt dabei beim Jugendamt. Allerdings werden Fachkräfte von Jugend­
hilfeeinrichtungen stärker in dessen Auftrag einbezogen. Dies gilt selbstverständlich auch für Sucht­
beratungsstellen, die nach § 8a SGB VIII eine solche Vereinbarung abgeschlossen haben. 

Eltern mit Suchtproblemen in Beratungskontexten unter § 8a SGB VIII benötigen einen gesonderten 
Beratungsumfang (Hilfeplanverfahren, Monitoring, Dokumentation). Können die Suchtberatungen 
dies nicht gewährleisten, sind die rechtlichen Risiken für die Fachkräfte der beauftragten Träger aus 
heutiger Sicht nicht abschätzbar. Die Annahme eines derartigen Auftrages ist folglich abzulehnen.

Unabhängig davon, ob und wie Träger die dargestellten rechtlichen Verpflichtungen eingehen, ist es 
unabdingbar, dass die Suchthilfe ein Selbstverständnis im Sinne des Schutzauftrages für die Kinder 
von suchtkranken Eltern entwickelt. Auch wenn die Suchthilfe durch die Formulierungen des § 8a 
SGB VIII nicht direkt gebunden ist, empfiehlt es sich, die Verfahrensweisen in den Einrichtungen der 
Suchthilfe mit dem zuständigen Jugendamt verbindlich zu regeln. In dieser Hinsicht kommen inzwi­
schen vielfach Kooperationsvereinbarungen oder Handlungsleitfäden zur Anwendung, welche für alle 
Beteiligten von hohem praktischem Nutzen sind, da sie Rollenkonflikte vermeiden und die Beratungs­
qualität sichern. Ohne Vernetzung gibt es keinen Kinderschutz!

6	 Während der Suchtrehabilitation das familiäre 
System im Blick behalten 

Die Suchtrehabilitation unterliegt fortgesetzt einer hohen Entwicklungsdynamik. Egal, ob man die Vielfalt 
der rehabilitativen Angebote oder deren Vernetzung untereinander und/oder mit anderen Maßnahmen, 
beispielsweise hinsichtlich der beruflichen Teilhabe, betrachtet. Die Aufgabe der Suchtberatung, diese 
Vielfalt sinnvoll zu vernetzen, ist vor diesem Hintergrund nicht einfacher geworden. Suchtrehabilitative 
Angebote, die das familiäre System der Betroffenen insgesamt ansprechen, haben inhaltlich und im 
Umfang zugenommen. All dies fordert die fortlaufende Qualifizierung der Fachkräfte in der Suchtbe­
ratung.

Diese Qualifizierung erfolgt zum einen durch den Erfahrungszuwachs und die zunehmende Routine im 
Rehabilitationsprozess, zum anderen gewinnt die Weiterbildung der Fachkräfte an Bedeutung, wenn 
die Suchtberatung regelhaft das Fallmanagement für den gesamten Rehabilitationsprozess übernimmt 
bzw. dafür einen klaren Auftrag erhält. Dann ist der soziale Lebenskontext automatisch mit im Blick, 
Vereinbarungen mit Kooperationspartnern geraten nicht in Vergessenheit usw.

Vereinzelt haben sich Verbünde zur Suchtrehabilitation gebildet, zum Teil sogar mit Unterstützung 
bzw. Beauftragung von Leistungsträgern. Indem der gesamte Rehabilitationsprozess im Blick ist – 
und nicht nur die einzelnen Teilleistungen – wird in der Regel der soziale Kontext bedeutsamer: Für 
eine erfolgreiche Suchtrehabilitation spielt dieser hinsichtlich von Integration und Teilhabe für die 
meisten Suchtkranken die entscheidende Rolle. Mit dem Blick auf dieses Ziel stellt sich automatisch 
die Frage nach der Beteiligung von wichtigen Bezugspersonen der Betroffenen am Rehabilitations­
prozess. Durch die Implementierung von Suchtrehabilitationsverbünden mit den Beratungsstellen 
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als Case-Manager 22 wird somit zum großen Teil sichergestellt, dass die Familie des »Suchtkranken« 
sowie die wichtigen Kooperationspartner zur Verbesserung der Teilhabe im Blick bleiben.

Unabhängig vom oben Genannten fehlen vielfach ergänzende Angebote. Beispielsweise gibt es für 
Kinder und Jugendliche aus suchtbelasteten Familien kaum stützende Angebote. Die wenigen, die 
es gibt, sind zudem eher in Ballungsräumen und großen Städten anzutreffen. Auch wenn die Kinder 
suchtkranker Eltern oft ihren Hilfebedarf nicht deutlich äußern, ist ihr »emotionaler Nachholbedarf« 
offensichtlich. Das zeigt sich überall dort, wo es Angebote gibt, beispielsweise in der Selbsthilfe 
(siehe nächsten Abschnitt).

6.1 Handlungsfelder für die Selbsthilfe

Dort, wo im Umfeld einer Suchtberatung Selbsthilfegruppen mit Angehörigenbeteiligung tätig sind, 
bestehen ideale Anknüpfungspunkte, um die Familien, insbesondere die Kinder, parallel in Hilfepro­
zesse einzubeziehen. Solche Angebote bieten Angehörigen von Abhängigen, die in Folge der oft lang­
jährigen »Suchterfahrung« desorientiert und verunsichert sind, genau das Gegenteil: eine Orientie­
rung vermittelnde, klare Haltung. Auf diese Weise wird dem gesamten Familiensystem Sicherheit 
gegeben.

Beispiele für solche Angebote können sein 23:

	 —	Kinderbetreuung während der wöchentlichen Treffen der Selbsthilfegruppen
   		  Diese Möglichkeit erleichtert suchtkranken Eltern, besonders alleinerziehenden,  

die Teilnahme an der Gruppe.

	 —	Regelmäßige Gruppenangebote für Kinder suchtkranker Eltern durch Mit
glieder einer Selbsthilfegruppe, die als Eltern betroffen und erfahren sind 

      		  Für die Leiter solcher Gruppen sind klare Haltungen und Absprachen sowie  
der bewusste Umgang mit klaren Grenzen in Verbindung mit regelmäßiger und  
möglichst professionell angeleiteter Reflexion obligatorisch.

	 —	Familienseminare für betroffene Eltern und deren Kinder  
Ihre Zielsetzung ist, dass Eltern und Kinder – wieder – miteinander Freizeit verbringen, 
miteinander reden und spielen lernen und Eltern in ihrer Elternrolle und Erziehungskom­
petenz gefördert werden. Ausschließlich von selbst betroffenen Ehrenamtlichen werden 
auch Familienseminarreihen angeboten (zum Beispiel über vier Wochenenden).

	 —	Regelmäßige-Familientreffs  
Im Zentrum dieses Angebots stehen Kinder und Eltern in ihren jeweiligen Rollen in der 
Familie. Auch dieses regelmäßige Angebot wird von selbst betroffenen und erfahrenen 
Eltern mit – kleineren – Kindern für andere betroffene Eltern mit Kindern durchgeführt 
(zum Beispiel an zwei Stunden im Monat).

	
22	 Case-Management ist eine Methode, die die fachlichen Angebote der stark differenzierten Bereiche der Gesundheitsversorgung 

kompetent, passgenau und effektiv mit dem Hilfebedarf des jeweiligen Klienten verbindet. Mit Hilfe dieses Verfahrens lassen 
sich Versorgungsabläufe und Zuständigkeiten managen und optimieren. In Abgrenzung dazu werden in Deutschland besonders qua-
lifizierte Mitarbeitende der Bundesagentur für Arbeit, der ARGEn oder der Jobcenter, als Fallmanager bezeichnet. Sie betreuen im Rah-
men des Vollzugs des SGB II Menschen mit mehreren Hemmnissen, die der Vermittlung in den Arbeitsmarkt entgegenstehen.

23	 Arenz-Greiving, I. & Kober, M.: Metastudie – Arbeit mit Kindern und deren suchtkranken Eltern, a.a.O., S. 33ff.
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	 —	Regelmäßige Jugend- und Gesprächsgruppen  
Diese bieten die Möglichkeit, Kinder bzw. Jugendliche als Angehörige, aber auch als 
selbst Abhängige und Gefährdete anzusprechen. Ziel der Gruppen ist es, sich mit der 
Suchterkrankung der Eltern auseinanderzusetzen und mit der eigenen Gefährdung um­
gehen zu lernen, das eigene Selbstbewusstsein zu stärken, Freunde zu finden, Freizeit 
zu gestalten etc.

	 —	Familien-Klubs  
In den so genannten Familien-Klubs werden alle Familienmitglieder (jeder Generation 
und jeden Alters) aktiv am Gruppenprozess beteiligt. Gemeinsam mit den anderen 
Familien im Klub versuchen sie, ihre alltäglichen Probleme zu lösen.

Die Suchtberatung arbeitet in den entsprechenden Fällen mit den familienorientierten Angeboten der 
Selbsthilfe eng zusammen und unterstützt diese. Selbsthilfegruppen und deren Leitungen benötigen 
– zumindest phasenweise – professionelle Beratung, um beispielsweise in Krisen »Kurs zu halten«. 
Für die Suchtberatung geht es darum, die verschiedenen Prozesse im Blick zu behalten, wie den 
Ehemann, der sich gerade in einer Suchtrehabilitation befindet und die Familie, die immer wieder vor 
neuen Fragen steht, zum Beispiel, wenn im Rehabilitationsprozess des Ehepartners/Vaters Grenzen 
sichtbar werden, es zu Krisen kommt oder Ähnliches.

Für die Selbsthilfe ergibt sich vor diesem Hintergrund ein erweitertes und gegenüber dem bisherigen 
Selbstverständnis mancher Gruppen auch ein neues Aufgabenfeld. Die professionelle Suchtberatung 
sollte dabei die Selbsthilfe dazu ermutigen und sie befähigen, die neuen Aufgaben zu übernehmen. In 
einzelnen Suchtberatungen sind auf diesem Weg von der Selbsthilfe getragene Angebote für Kinder 
und Jugendliche entstanden. Solche Projekte sind vielversprechend und bedürfen der nachhaltigen 
Unterstützung.

7	 Handlungsempfehlungen

7.1	H andlungsempfehlungen für die Arbeit mit den 
	 betroffenen Familien (Grundsätzliche Elemente)

Leitlinie: Sicherung des Kindeswohls und Stärkung der Eltern 
sind gleichrangige Ziele

Es ist in der Handlungspraxis zu gewährleisten, dass gleichermaßen eine Stärkung der suchtkranken 
Eltern in ihrer Rolle als Eltern als auch die Sicherung des Kindeswohls erfolgt. Dies setzt ein höheres 
Maß an Konfliktlösungskompetenz voraus als es im traditionellen Berater-Klientenverhältnis in der Regel 
gefordert wird. Suchtkranke Eltern sind nicht nur Hilfebedürftige und Kranke mit einem entsprechenden 
Versorgungsanspruch. Ihnen werden – in ihrer Elternrolle – auch Entscheidungen zugetraut und Ver­
antwortung übertragen. Gegebenenfalls ist eine daraus resultierende Verantwortungsübernahme 
zu hinterfragen.

 	Angebote an die Zielgruppe klar formulieren!
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Zwingend notwendig ist es, die Angebote für die suchtkranken Eltern klar zu formulieren und ihnen 
den möglichen Umfang geplanter Maßnahmen zu benennen. Den Eltern muss gleich zu Beginn eines 
Kontaktes mitgeteilt werden, dass die Berücksichtigung des Kindeswohls eine Verschiebung der 
Prioritätensetzung nach sich ziehen kann. Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung sollten mit 
den Eltern besprochen werden und eine Information bezüglich der Konsequenzen bei einer Gefähr­
dungsvermutung erfolgen.
 Siehe Material-Anhang 10.5 und 10.6 

Es ist klar, dass derartige Beratungs- und Behandlungsverträge mit den Klienten mitunter schwierig 
zu erzielen sind und Widerstände auslösen. Dennoch sind diese Verfahrensweisen ohne Alternative 
und geben letztlich allen Beteiligten Handlungssicherheit.

	 Geordnete Prozessabläufe in der Einrichtung und zu Kooperationspartnern 
schaffen!

In der Praxis haben zahlreiche Einrichtungen bereits Prozessabläufe im Umgang mit suchtkranken 
Eltern für sich definiert, um den Bedürfnissen der Kinder Rechnung zu tragen. Ein festgelegter Ver­
fahrensablauf gibt nicht nur Sicherheit für die handelnden Mitarbeitenden. Er zeigt auch Kooperations­
partnern transparent auf, wie sich beispielsweise ein Beratungsprozess bei Eltern mit Suchtstörungen 
gestaltet. Auf diese Weise können leichter verbindliche Kooperationen mit wichtigen Partnern ent­
stehen. Die Grundstruktur folgt bei diesen Prozessen immer wieder folgendem Vorgehen:

1. Schritt: Kontakt zur Einrichtung/Beginn der Beratung oder Betreuung
Die Situation der Kinder wird strukturiert erfasst (über Anamnese, Checklisten etc.). Hierbei ist es un­
erheblich, ob die Kinder selbst in Augenschein genommen werden können oder danach gefragt wird. 
 Siehe Material-Anhang 10.7 

2. Schritt: Beurteilung der Situation
In der Einrichtung werden verbindlich Diagnoseinstrumente (Fragebögen, Bewertungsmanuale) zur 
Bewertung der Situation der Kinder angewandt.
 Siehe Material-Anhang 10.4

3. Schritt: Fallvorstellung im Arbeitsteam und Definition des Handlungsbedarfs
In der Praxis hat sich immer wieder gezeigt, dass es nicht sinnvoll ist, Fachkräfte alleine auf sich ge­
stellt eine Situation bewerten zu lassen. Fachlich angemessen ist der interdisziplinäre Blick des ge­
samten Arbeitsteams auf das familiäre System! Eine Voraussetzung hierfür ist eine Schweigepflicht­
sentbindung des Klienten. Die Weitergabe von Daten an Kooperationspartner ist nur mit Zustimmung 
der Eltern möglich. Im Rahmen der Kooperation muss eine Einwilligung der Eltern über die Entbindung 
von der Schweigepflicht vorliegen. Besprechen Sie mit dem Klienten oder der Klientin eine klar defi­
nierte Schweigepflichtentbindung für bestimmte Personen, von denen Sie wichtige Informationen über 
die Situation der Kinder und für die adäquate Gestaltung der Hilfe einholen möchten. Formulieren Sie 
dabei genau, für welche Personen (Arzt, Jugendamt, ASD etc) und für welche Themen bzw. Frage­
stellungen eine Schweigepflichtentbindung erteilt werden soll, um unnötige Vorbehalte und Ängste 
bei den Eltern zu vermeiden.
 Siehe Material-Anhang 10.8

4. Schritt: Festlegen definierter Handlungsabläufe innerhalb der Einrichtung bzw. mit 
Kooperationspartnern
Sehr individualisierte Beratungsabläufe bergen hohe Risiken. Das ist dann der Fall, wenn Berater und 
Klienten weitgehend selbst den Beratungsablauf bestimmen. Es sind deshalb eindeutige Situationen 
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oder Ereignisse (Schwellen) zu definieren, die im Beratungsprozess zum Beispiel die verbindliche 
Kontaktaufnahme zwischen Suchtberatung und der zuständigen Fachkraft des Jugendamtes zur 
Folge haben.
 siehe Material-Anhang 10.14

Bei der Ausgestaltung dieser zielgruppenorientierten Beratungsleistung ist besonders zu berück­
sichtigen, welche Ressourcen und Möglichkeiten der Einrichtung zur Verfügung stehen bzw. ob das 
Einrichtungskonzept eine spezielle Ausrichtung oder Berücksichtigung der Zielgruppe ermöglicht.

5. Schritt: Werbung
Überlegen Sie im Team, wie die Zielgruppe (suchtkranke Eltern, Angehörige) über eltern- bzw. kinder­
spezifische Angebote der Einrichtung in Kenntnis gesetzt werden kann. Beispielsweise könnten 
Informationen im Postkartenformat (meist sehr günstig zu drucken) bei Ärzten, in Kindergärten etc. 
ausgelegt werden. Welche Möglichkeiten bestehen über die Kooperationspartner? 

7.2	H andlungsempfehlungen für den Umgang 
	 mit den Kindern suchtkranker Eltern

Ist in der Suchtberatungsstelle ein Konsens über den oben genannten familienorientierten Ansatz 
gefunden, werden die Kinder der betroffenen Eltern konsequenterweise zu einer wesentlichen Ziel­
gruppe und das Hilfeangebot der Beratungsstelle erweitert sich zielgruppenspezifisch (vergleiche 
hierzu Arenz-Greiving/Kober 24). Es lassen sich dabei drei Bereiche unterscheiden:

1. Frühinterventionen
Im Sinne einer Primärprävention für das Kind sind Frühinterventionen nötig, um dessen Risiken für 
Sucht- und andere Erkrankungen zu minimieren und eine bestmögliche Entwicklung des Kindes zu 
fördern. Angebote der Frühintervention richten sich in der Regel an die Eltern und zielen darauf ab, 
die Erziehungskompetenz der Eltern zu stärken. Speziell bei substituierten Müttern sind Angebote 
bereits während der Schwangerschaft notwendig, wie Informationen und Aufklärung über die Wirkung 
des Substituts auf den Fötus, eine Vorbereitung auf die Situation, falls der Säugling nach der Geburt 
selbst eine Entgiftung machen muss und die Zusammenarbeit mit Frauenarzt, Geburtsklinik und 
Hebamme (vergleiche hierzu PSB-Leitlinien für Schwangere, Berlin).

Durch die Bundesinitiative Frühe Hilfen haben Frühinterventionen in den vergangenen Jahren an 
Bedeutung gewonnen und sind mit dem am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen Bundeskinderschutz­
gesetz erstmals gesetzlich verankert. Sie bieten einen neuen, präventiven Ansatz, um allen Kindern ein 
gesundes und gewaltfreies Aufwachsen zu ermöglichen. Frühe Hilfen wenden sich insbesondere an 
Familien in Problemlagen (selektive/sekundäre Prävention). Sie sollen passgenaue Unterstützungs­
angebote für Eltern und Kinder ab der Schwangerschaft und in den ersten Lebensjahren des Kindes 
bereitstellen. 

Sie nutzen die Angebote und Maßnahmen aus dem Gesundheitswesen, der Kinder- und Jugend­
pflege, der Schwangerschaftsberatung und der Frühförderung. Frühe Hilfen sind multiprofessionelle 
Netzwerke. Die Beteiligten sollen die Grundsätze für eine verbindliche Zusammenarbeit in Vereinba­
rungen festlegen, wobei auf vorhandene Strukturen zurückgegriffen werden soll. Suchtberatungs­
stellen sollten sich unbedingt darum bemühen, in diese Netzwerke eingebunden zu werden. 
 Siehe Material-Anhang 10.2

	24	 Arenz-Greiving, I. & Kober, M.: Metastudie – Arbeit mit Kindern und deren suchtkranken Eltern, a.a.O., S. 52.
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In den Bereich »Stärkung der Erziehungskompetenz« fallen Elternseminare (ausgearbeitete Trainings­
seminare sind zum Beispiel »Eltern lernen Elternsein«, Bremen; »Mütter-Unterstützungs-Training«, 
Köln), Erziehungsberatung und gemeinsame Eltern-Kind-Aktivitäten.

2. Angebote für die Kinder
Kinder aus suchtbelasteten Familien haben ein Recht auf Unterstützung und Hilfe, unabhängig davon, 
ob ihre Eltern bereits Hilfsangebote in Anspruch nehmen. Die direkte Arbeit mit Kindern von Sucht­
kranken hat sich als wichtig und wirksam erwiesen. Das trifft auf die Fälle zu, in denen Eltern (noch) 
nicht bereit sind, Hilfe anzunehmen oder – als unterstützende Maßnahme – auf die Fälle, in denen 
Eltern bereits eine Hilfeleistung erhalten.

Die Kinder benötigen Entlastung und Austausch mit anderen. Es muss ihnen vermittelt werden, 
dass sie keine Schuld an der Suchterkrankung der Eltern tragen. Sie brauchen eine altersgemäße 
Aufklärung über die Erkrankung der Eltern und über bestehende Hilfsangebote. Bei den Hilfeleistun­
gen für Kinder von Suchtkranken ist zwischen Einzel- und Gruppenarbeit mit den Kindern und freizeit­
pädagogischen Angeboten zu unterscheiden.

Im Sinne der Familienorientierung sollte die Suchtberatungs- und Behandlungsstelle dafür sorgen, dass 
es solche Angebote gibt. In der Suchthilfeeinrichtung müssen die Mitarbeitenden eine gemeinsame 
Haltung entwickeln und eine Entscheidung treffen, ob die Beratungsstelle selbst ein oder mehrere 
Angebot(e) vorhält oder eine Kooperation mit einem vor Ort tätigen Kinder- und Jugendhilfeträger sucht.

3. Zusammenarbeit mit Erziehern und Lehrern 
Schule und Kindergarten/Kindertagesstätten sind zentrale Lebensräume für Kinder aus suchtbe­
lasteten Familien. Der Suchtforscher Michael Klein nennt als wichtigste Prinzipien, um Kindern von 
Suchtkranken zu helfen, »Frühzeitigkeit, Dauerhaftigkeit und die Vernetzung der Maßnahmen mit 
anderen familienbezogenen Hilfen«.

Aufgabe der Suchtberatungsstelle ist es daher immer, Öffentlichkeitsarbeit zu leisten und Fachkräfte 
(Lehrer, Erzieher) für dieses Thema zu sensibilisieren, um damit der Tabuisierung entgegenzuwirken 
und – im günstigsten Falle – eine Vernetzung und Kooperation zwischen Suchthilfeeinrichtung und 
Schule/Kindertagesstätte zu erreichen. 

7.3	H andlungsempfehlungen für die  
Suchthilfe-Einrichtungen 

Die Leitungen bzw. das Management der Suchthilfe-Einrichtungen sind aufgefordert, die Bedingungen 
für die Umsetzung dieser zielgruppenorientierten Beratungsleistung zu schaffen sowie konsequent 
zu sichern und zu fördern. In verschiedenen Fachveröffentlichungen wurde auf die sich daraus er­
gebenden Fragen hingewiesen. 25 Es besteht eine starke Notwendigkeit zur Rollenklärung!

Die Suchtberatungen müssen ihre Rolle und Aufgabe(n) bezüglich der Stellung zum Klienten und im 
System bzw. im Netzwerk, auch mit der Jugendhilfe, definieren. Die psychosoziale Suchthilfe sollte 
ihre Rolle netzwerkorientiert (systemisch/familienorientiert) verstehen und ausgestalten. Folglich ist 
es notwendig, sich mit der eigenen Rolle und dem Herstellen von Transparenz hinsichtlich dieser Rolle 
gegenüber allen am Prozess Beteiligten auseinanderzusetzen. Nicht zuletzt sollten Einrichtungen die 
spezielle Arbeit mit suchtbelasteten Familien in einem umfassenden Qualitätsmanagement doku­
mentieren und die Umsetzung darüber steuern.

	25	  Arenz-Greiving, I. & Kober, M.: Metastudie Arbeit mit Kindern und deren suchtkranken Eltern, a. a. O., S.53ff.
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Schritt 1: In der Suchtberatungsstelle muss ein Konsens (eine gemeinsame Haltung) gegenüber 
einer familienorientierten Ausrichtung des Rehabilitationsprozesses gefunden werden. 

Schritt 2: Aus Schritt 1 ergibt sich konsequenterweise, dass die Einrichtung ihren Auftrag zum 
Thema Kinderschutz klären muss. 

Schritt 3: Und sie muss ihre Vorgehensweise bei einem Verdacht auf Kindeswohlgefährdung klären. 
 Siehe Material-Anhang 10.9

Schritt 4: Klärung des Kooperationsbedarfs. Wie läuft die aktuelle Kooperation, wer muss beteiligt 
werden? Um Transparenz für die erforderliche Kooperation zu schaffen, gilt es hier, eine Übersicht 
zu erstellen. Es sollte ein Raster entwickelt werden, um zu erfassen, wer mit welchem Auftrag und 
welchen Angeboten, in welcher Organisation, wie erreichbar ist. Dazu empfiehlt es sich, eine Telefon­
liste mit Namen bzw. Kontaktpersonen für Kooperationsvereinbarungen in den Bezirken anzulegen.

Mögliche Beteiligte am Kooperationsprozess:

—— andere Einrichtungen der Suchthilfe
—— Kinderschutz-»Hotline«
—— Jugendamt
—— Kinder- und Jugendgesundheitsdienst (insbesondere Ärzte)
—— Kita / Kinderladen
—— Schule
—— Krankenhaus
—— Familienhilfe, ggf. Clearing
—— Pflegefamilie (ggf. verwandte oder vertraute Pflegepersonen) oder Erzieher im Heim

Schritt 5: Wo bestehen im regionalen Bezirk Bedarfe, Strukturen festzuschreiben, die die Prozess
qualität (be-)fördern? (»Wer meldet was, wann, an wen?«)

7.4	H andlungsempfehlungen für die Träger von
	 Suchthilfeeinrichtungen

Der unter der Überschrift »Beteiligung der Suchtberatung nach § 8a SGB VIII« im Kapitel 5.3 darge­
stellte rechtliche Hintergrund verlangt von allen Trägern eine klare Positionierung in dieser Hinsicht.

Je nach vereinbarter Mitwirkung bei Vorliegen einer Suchtgefährdung im Rahmen von § 8a SGB VIII 
lassen sich Rechtsfolgen im Konfliktfall denken. Zum Beispiel, wenn die Suchtberatungsstelle im 
Einzelfall dem Jugendamt eine fehlerhafte Einschätzung gegeben hat und es zu einer Gefährdung 
des Kindeswohls kommt. Da mögliche Rechtsfolgen die Existenz der Einrichtung tangieren, sind 
Einrichtungen im Vorteil, die sich, unter Abwägen der Rechtslage, positionieren. Eine detaillierte 
Dokumentation und Begründung der Entscheidung gegen oder für eine Kindeswohlgefährdung 
sind unerlässlich! Die Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft und eine Entscheidungsfin­
dung anhand standardisierter Diagnose-Instrumente gibt fachliche und juristische Sicherheit. 

Auf der Ebene der Führungsverantwortung geht es darum, eine Grundsatzposition für die Einrich­
tungen zu entwickeln. Die Frage ist, ob Menschen mit Suchtstörungen alleine Adressaten der Ein­
richtungen sein können oder die Suchtstörung im familiären Kontext gesehen werden muss. Da in 
vielen Fällen nur die abhängigen Menschen in Kontakt zur Suchthilfe-Einrichtung stehen, geraten 
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familiäre Kontexte leicht aus dem Blick. Es ist deshalb nötig, dass sich Träger, Leitungen und Mitar­
beitende auf gemeinsame Haltungen verständigen. Praktisch finden solche Positionen ihren Aus­
druck in Leitbildern, Leistungs- und Angebotsbeschreibungen.

Mitarbeiter der Einrichtung müssen, bezogen auf möglicherweise bisher vorhandene Einstellungen 
und Haltungen, lern- und veränderungsbereit sein. Es geht beispielsweise darum, spezielle Fach­
kenntnisse sowie umfassende persönliche und soziale Kompetenzen für die Unsetzung einer solchen 
zielgruppenorientierten Beratungsleistung zu erwerben. Gegebenenfalls werden Qualifizierungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen erforderlich. 
  Siehe Adressen und Links 9.4

8	 Politische Forderungen

8.1	 (Politische) Forderungen zur Debatte 
	 auf der Bundesebene

Kindererziehung ist eine gesellschaftliche Aufgabe. 
Die Kommune muss die Erziehung von Kindern als eine gesellschaftliche Verpflichtung verstehen 
und nicht als eine exklusive Aufgabe der Eltern. Entsprechend dem afrikanischen Sprichwort: »Es 
braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind zu erziehen.« Eltern sollten mit dem Erziehungsauftrag nicht 
allein gelassen werden. Ein besonderes Augenmerk kommt der kinder- und familienfreundlichen 
Gestaltung der Kommunen zu. Vieles, was allen Familien nützt, ist auch gut für Familien mit einer 
Suchtproblematik.

Der Zusammenhang zwischen Suchterkrankung und sozialer Exklusion ist zu berücksichtigen. Dies 
trifft insbesondere auf die Belastungen alleinerziehender Eltern zu und gilt vor allem für sehr junge 
Familien mit niedrigem Bildungsstand in sozial gefährdeten Lebenslagen. Besonderes Augenmerk 
ist auch darauf zu richten, dass alleinerziehende Eltern und Familien mit mehreren Kindern bei den 
kindbezogenen Aufwendungen finanziell entlastet werden.

Eltern mit einer Suchterkrankung sollten nicht als »Problemfamilien« stigmatisiert werden. Für sie sollten 
verlässliche und niedrig schwellige Hilfeangebote vorgehalten werden.

Eine kinder- und familienfreundliche Kommune ist auch hilfreich für Familien mit besonderen Problem­
lagen. Dazu gehören angemessene Betreuungs- und Bildungsstrukturen in den Kommunen wie auch 
kostengünstige Familienangebote für Freizeit und Sport.

Sachleistungen stärken neben Geldleistungen die Familie. Um Stigmatisierungen und bürokratischen 
Aufwand zu vermeiden, sollten Kommunen ihre Angebote Familien ohne individuelle Bedarfsprüfung 
anbieten. Folgende Sachleistungen wären sinnvoll:

—— kostenlose Kindertagesstätte und Ganztags-KiTa,
—— verbindliche Ganztagsschule,
—— kostengünstige kommunale Kultur- und Freizeitangebote,
—— kostenlose Bildungsangebote, zum Beispiel Zugang zu Büchereien etc.,
—— Aufbau von Ehrenämtern, wie Bildungslotsen, Lesehelfer, »Ersatzomas und -opas«.
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Die Suchtberatung in der Kommune muss ihr Know-how als sachverständige Institution für das Thema 
Suchterkrankung den lokalen Beteiligten zur Verfügung stellen können. Dazu bedarf es ausreichender 
Mittel, die nicht nur die klassische Beratung finanzieren, sondern auch den Betrieb funktionaler, 
multiprofessioneller Netze, zu denen auch die primär erziehenden Institutionen gehören.

Die Suchthilfe benötigt ein Selbstverständnis, das sich nicht auf Hilfen für die abhängigen Familien­
mitglieder beschränkt, sondern das gesamte Familiensystem berücksichtigt.

8.2	 Spezifische Forderungen im kommunalen Raum

Sicherung des Kindeswohls
Bei der Gestaltung von Hilfen muss der Aspekt der Sicherung des Kindeswohls von wesentlicher 
Bedeutung sein. So reicht die Praxis der Substitutionsvergabe für sich allein nicht aus, sondern im 
Rahmen der begleitenden Hilfen müssen Angebote formuliert werden, die das Kindeswohl mit in 
den Blick nehmen. Solche Hilfen müssen verlässlich und niedrig schwellig im kommunalen Rahmen 
vorgehalten werden.

Frühzeitige Hilfen
Bei den ersten Anzeichen von Erziehungsüberforderung müssen entsprechende Hilfen frühzeitig 
und umfassend einsetzen. Dies setzt eine besondere Sensibilisierung der öffentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe und anderer beteiligter Institutionen voraus. Die Hilfeangebote sind so anzulegen, dass 
die sie in Anspruch nehmenden Familien und deren Kinder dadurch nicht stigmatisiert werden.

Mauer des Schweigens durchbrechen
Kinder versuchen, das Familiengeheimnis »Sucht« so weit wie möglich zu wahren, suchen aber 
Personen, denen sie sich anvertrauen können. Deshalb muss das pädagogische Personal in Kinder­
tagesstätten, in Schulen, in Einrichtungen der freien und der öffentlichen Jugendhilfe und in Vereinen 
eine »Ansprachekompetenz« haben.

Um dem pädagogischen Personal in den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe den Erwerb 
suchtspezifischer Kompetenz zu ermöglichen, ist die fachliche Vernetzung durch geeignete kommu­
nale Arbeitskreise und gegenseitige Qualifizierungs-, Beratungs- und Begleitungsmaßnahmen zu 
fördern.

Im Gegenzug muss die Suchtberatungsstelle ihre Beratungs- und Begleitungsarbeit unter den spezi­
fischen Bedingungen der Relevanz für die nahräumlichen sozialen Beziehungen (zum Beispiel Partner- 
und Elternschaft der suchterkrankten Person) gestalten. Auch in diesem Zusammenhang ist ein ver­
lässlicher und strukturierter kommunaler Austausch mit den Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit, 
der Jugendhilfe und den Schulen unerlässlich. Dies ist bei der Finanzierung und Organisation kom­
munaler sozialer Arbeit zu berücksichtigen.

Entlastung der Kinder
Kinder in suchtbelasteten Familien übernehmen vorzeitig viel Verantwortung für die Familie und fühlen 
sich schuldig, wenn sie diese nicht erfüllen können. Diese besondere Belastung der Kinder müssen 
die Stellen wahrnehmen, die im Gemeinwesen regelmäßig Kontakte zu Kindern haben. Das sind vor 
allem Schulen, aber auch Vereine, Freizeiteinrichtungen und die Hausärzte.

Diese Kontaktstellen gilt es zu sensibilisieren und in die Lage zu versetzen, geeignete Hilfeangebote 
für die Familien zu formulieren. Diese können beispielsweise im Rahmen der Jugendhilfe vorgehalten 
werden. Denkbar sind aber auch (kostenfreie oder -günstige) Maßnahmen im kulturellen und Freizeit­
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bereich (z. B. Ferienpassaktionen im Stadtteil). Neben Angeboten, die es den Kindern ermöglichen, 
ihren eigenen kindlichen Bedürfnissen nachzugehen, erscheint es von besonderer Bedeutung, ver­
lässliche und akzeptable Beziehungsangebote für Kinder aus suchtbelasteten Familien zu schaffen.

Suchtkranke Eltern wollen gute Eltern sein
Die Familien- und Elternperspektive muss auch Bestandteil des Beratungsangebotes der Suchthilfe 
sein. Dabei ist die Entlastung und Ermöglichung einer guten Elternrolle eine Hilfe im Genesungsprozess.

Die Suchthilfe integriert die Elternrolle als eine wesentliche therapeutische und Beratungsperspek­
tive in ihr Hilfeangebot. Dazu muss sie über die Strukturen der Hilfen und die vorhandenen Hilfean­
gebote im Gemeinwesen ebenso unterrichtet sein wie über die Zugänge, aber auch über die Schwie­
rigkeiten im Zusammenhang mit dem Jugendhilfesystem. Es ist eine zentrale Aufgabe der Kommunen, 
für eine geeignete soziale Infrastruktur zu sorgen und es den Diensten und Einrichtungen zu ermög­
lichen, sich zu vernetzen und formelle und informelle Partnerschaften zu bilden.

Vorhalten geeigneter kommunaler Unterstützungssysteme
Suchtbelastete Familien brauchen nachhaltige Hilfe und die Kommunen benötigen verbindliche Struk­
turen der Kooperation aller am Hilfeverfahren beteiligten Institutionen. Dabei ist der fach- und fallüber­
greifende systematische Austausch der Professionen (Schule, öffentliche und freie Jugendhilfe, Kinder- 
und Jugendpsychiatrie, Suchthilfe etc.) strukturell zu gewährleisten. Dem suchtbelasteten Familien­
system ist ein ausreichend vernetztes Helfersystem gegenüberzustellen. Das Merkmal »Familie mit 
Suchtbelastung« sollte immer nach sich ziehen, dass die Suchtberatung mit ihren spezifischen Kom­
petenzen konsequent einbezogen wird. 26

9	 Adressen und Links

9.1	All gemeine Informationen, Übersichten und Links für 
	 die Arbeit mit Kindern suchtkranker Eltern 
	 (Auswahl, Seiten mit weiteren Linksammlungen)

	 —	KidKit – Hilfe für Kinder und Jugendliche – www.kidkit.de
	 —	FASworld Deutschland – www.fasworld.de
	 —	NACOA Deutschland – Interessenvertretung für Kinder aus Suchtfamilien e.V.
		  www.nacoa.de
	 —	ProLi – Projektliste Sucht: bietet einen bundesweiten Überblick über Projekte und 

Hilfemaßnahmen für Kinder suchtkranker Eltern – www.proli-sucht.de
	 —	Kinder von Suchtkranken Halt geben – Angebote für Kinder und Jugendliche:
		  Broschüre zu beziehen unter www.freundeskreisebv.de
	 —	Arbeit mit Kindern und Jugendlichen aus Familien Suchtkranker – Literaturliste der 

Praxis Weinmann-Mayer unter www.praxis-weinmann-mayer.de/Literaturliste.pdf
	 —	ENCARE – European network for children affected by risky environments within  

the family – www.encare.de

	26	 Siehe auch GVS-Positionspapier auf www.eltern-sucht.de/www.sucht.org: »Elternschaft und Suchterkrankung«,  
Oktober 2014.
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9.2	 Örtliche Vereinbarungen (Beispiele)

Göttingen

Kooperationskreis zur Unterstützung und Koordinierung der Hilfen für Kinder, die sucht­
kranke Eltern(teile) haben. Die Beteiligten haben sich zum Ziel gesetzt, diesen Familien bei Bedarf 
frühzeitig die bestmögliche Unterstützung zukommen zu lassen, damit ein dauerhaftes Zusammen­
leben möglich ist. Kooperationsvereinbarung unter: 
www.suchtberatung-goettingen.de/koop_vereinbarung/kooperationsvereinbarung.html

Essen

Kooperationsvereinbarung zwischen den an der Betreuung von drogenkonsumierenden Müttern/
Vätern/Eltern und deren Kindern beteiligten Institutionen zur Koordinierung der Hilfen für diese Ziel­
gruppen innerhalb der Stadt Essen. Download des Dokuments »Kooperationsvereinbarung« unter 
www.belladonna-essen.de in der Rubrik »Fachstelle/Publikationen«.

Hamburg

FAMILIE · KIND · SUCHT – Kooperationsvereinbarung zwischen den Trägern der Suchthilfe 
und dem Allgemeinen Sozialen Dienst Hamburg. Die Broschüre ist zu bestellen bei: 
drogenundsucht@bsg.hamburg.de

Böblingen

Kooperationsvereinbarung zwischen dem Amt für Jugend und Bildung des Landkreises Böblingen 
und den Suchthilfezentren der Diakonie. Download des Dokuments unter
www.sucht.org/fileadmin/user_upload/Koopvereinbarung_Boeblingen.pdf

9.3	Gese tzesvorlagen (Beispiele)

Bundeskinderschutzgesetz: eine Übersetzung für die Praxis 
www.fachstelle-kinderschutz.de/cms/upload/Publikationen/BKiSchG/2_BKiSchG.pdf

Gesetz zur Weiterentwicklung und Verbesserung des Schutzes von Kindern und Jugend-
lichen in Schleswig-Holstein. Download des Dokuments »Kinderschutzgesetz Schleswig Hol­
stein« unter www.schleswig-holstein.de. Der Link ist erhältlich durch Eingabe des Suchbegriffs 
»Kinderschutzgesetz« im Bereich «Broschüren«.

9.4	 Qualifizierungs- und WeiterbildungsmaSSnahmen 
	 (Auswahl)

Moderatorenschulung 
zur Gruppenarbeit mit drogenabhängigen, substituierten Eltern und ihren Kindern. Download des 
Flyers »Mütter-Unterstützungs-Training« unter www.addiction.de im Bereich »Weiterbildung«.
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Ergänzungscurriculum »Suchtkranke Familien«
Kompetenzerweiterung für die Arbeit mit suchtkranken Familiensystemen. Informationen zum Semi­
nar unter www.stachowske.de im Bereich »Seminare/Suchtkranke Familien«.

Rendsburger Elterntrainings®
Informationen unter www.elterntraining.com Anmeldungen für Fachkräfte unter www.erev.de im 
Bereich »Fortbildungen«.

Qualifizierung zur Kinderschutzfachkraft (§ 8a SGB VIII)
Verschiedene Angebote, z. B. unter
 

—— www.erev.de unter der Rubrik »Fortbildungen«,
—— www.kindesschutz.de unter »Fortbildungen«,
—— www.fh-muenster.de im Bereich »Fachbereich« und  

	 »Einrichtungen/Sozialwesen/Referat Weiterbildung/ Weiterbildungskatalog«,
—— www.start-ggmbh.de im Bereich »Qualifizierung, Forschung und  

	 Organisationsentwicklung«.

9.5	P ublikationen (Auswahl)

Bücher für Kinder und Jugendliche: 

—	Schirin Homeier, Andreas Schrappe
	 Flaschenpost nach irgendwo. Ein Fachbuch für Kinder suchtkranker Eltern. 
	 141 Seiten, 22,90 Euro, Mabuse Verlag

Eigentlich hat Mark einen tollen Vater. Auf dem Schulfest wird er sogar von anderen um ihn be­
neidet. Wenn er nur nicht immer so viel Alkohol trinken würde ... denn dann streitet er sich mit Mama, 
verliert die Beherrschung. Mit vielen bunten Illustrationen werden Probleme dargestellt, die Kinder 
suchtkranker Eltern vielleicht auch aus in ihrem eigenen Alltag kennen. Der Geschichte schließt 
sich ein Ratgeber für Kinder an. Einfühlsam und informativ wird dort Alltagshilfe gegeben. 

—	Kirsten Boie und Silke Brix-Henker 
	A lles total geheim
	 32 Seiten, Friedrich Oetinger, Hamburg (1990) (nur noch gebraucht erhältlich)

Sein Vater ist Geheimagent, sagt Gernot. Er fängt Spione und Verbrecher und Rauschgiftbanden – 
genau wie im Fernsehen. Aber das ist alles total geheim. Michi darf niemandem davon erzählen, nicht 
mal Mama und Papa. Jetzt versteht Michi, warum Gernot ihn nie mit sich in die Wohnung nimmt. 
Mama hat neulich gesagt, dass Gernots Vater arbeitslos ist und seine Mutter deshalb putzen gehen 
muss. Aber was wissen die Großen schon! Das ist doch alles nur Tarnung! 

—	Hessische Landesstelle für Suchtfragen e.V. (Hg.)
	 Fotostorys für Jugendliche suchtkranker Eltern
	 Broschüren kostenlos bestellbar unter www.hls-online.org
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Bücher für Fachkräfte:

—	Arbeitsgemeinschaft für Kinder und Jugendhilfe (AGJ) (Hg.)
	 Kinder von psychisch erkrankten und suchtkranken Eltern
	 Diskussionspapier, Hamburg 2010. Download unter www.agj.de  

im Bereich »Stellungnahmen & Positionen/2010–2011«.

—	Arenz-Greiving, Ingrid & Kober, Marcus
	M etastudie – Arbeit mit Kindern und deren suchtkranken Eltern
	 Münster 2007. Download unter www.bmg.bund.de im Bereich »Service/Publikationen«. 
	 Link 	erhältlich durch Eingabe des Suchbegriffs »Metastudie«.

—	BKK Bundesverband (Hg.)
	 Kinder von Suchtkranken Halt geben – durch Beratung und Begleitung
	 Leitfaden für Multiplikatoren, Essen 2007. Download des Dokuments »praxishilfe.pdf« unter 

www.freundeskreisebv.de im Bereich »Service/Material: Download«.

—	Bürger, Judith
	 Kinder suchtkranker Eltern, Prävention – Projekte und Hilfsangebote
	 Diplomarbeit, Dortmund 2006. Download unter www.proli-sucht.de im Bereich »Downloads«.

—	Die Drogenbeauftragte der Bundesregierung (Hg.)
	 Familiengeheimnisse – Wenn Eltern suchtkrank sind und die Kinder leiden
	 Tagungsdokumentation, Berlin 2004. Aktuelle Bezugsinformationen sind erhältlich unter
	 www.bmg.bund.de

—	Freundeskreise für Suchtkrankenhilfe, Bundesverband e.V. (Hg.)
	 Kinder von Suchtkranken Halt geben – Fakten · Risiken · Hilfen
	 Kassel 2005. Download des Dokuments »kinder_fakten.pdf« unter www.freundeskreisebv.de
	 im Bereich »Service/Material: Download«.

—	Gesamtverband für Suchtkrankenhilfe (GVS) (Hg.)
	 Jugendhilfe und Drogenhilfe: Gemeinsam handeln –  

Ein Leitfaden für die Kooperation beider Hilfesysteme
	 Download unter www.sucht.org im Bereich »Publikationen/Informationen/Broschüren«.

—	Kinderschutz-Zentrum Berlin e.V.
	 Kindeswohlgefährdung. Erkennen und Helfen.
	 11. überarbeitete Auflage, www.kinderschutz-zentrum-berlin.de

—	Einen sehr umfangreichen Literatur-Überblick gibt die Literaturliste der Arbeitsgruppe
	A rbeit mit Kindern und Jugendlichen aus Familien Suchtkranker 
	 www.praxis-weinmann-mayer.de/Literaturliste.pdf

Weitere Informationen und Adressen auf: 

—	www.eltern-sucht.de
	 Informationen und Vernetzung für Betroffene und Fachkräfte
	 Nutzen Sie die GVS-Themenwebsite für aktuelle Meldungen und Veranstaltungen zum Thema 

Elternschaft und Sucht. Stellen Sie Ihre Angebote und Termine ein, bloggen Sie mit!
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9.6	P rojekte (Auswahl)

—	Drachenherz
	 Engagement für Kinder und Jugendliche aus suchtbelasteten Familien, 	 

Suchtberatungsstelle Marburg des Blauen Kreuzes in Deutschland e. V.
	 www.blaues-kreuz-marburg.de/drachenherz 

—	HiKiDra – Hilfen für Kinder von Drogenabhängigen
	 Einzelfallhilfe und Gruppenangebote zur Integration und Förderung für  

betroffene Kinder und deren Eltern, FachAmbulanz Kiel
	 http://fachambulanz-kiel.de

—	faba Naturprojekt – Familien in Balance
	 Deutscher Kinderschutzbund – Kreisverband Gütersloh e. V.
	 www.faba-naturprojekt.de 

—	Kids strengths – Kids in the context of mental disorders
	 (Kinder und Jugendliche im Kontext von psychisch verletzlichen Eltern)
	 www.strong-kids.eu 

—	»Kinderleicht – Zukunft. Von Anfang an« 
Altersgerechte Information und Beratung von Kindern und Jugendlichen, um sie im Umgang mit 
der familiären Situation zu unterstützen. Bei der begleitenden Elternarbeit liegt der Schwerpunkt 
auf der Stärkung der Eltern im Umgang mit ihren Kindern. Caritas Garmisch-Partenkirchen 

	 www.projekt-kinderleicht.eu

—	Trampolin
	 Kinder aus suchtbelasteten Familien entdecken ihre Stärken
	 www.projekt-trampolin.de 

—	»... und reden hilft ...«
	 Alkohol in Familien/Lebensgemeinschaften mit Kindern, Lübecker Koordination  

für Drogenfragen e.V.
	 www.luebecker-koordination-fuer-suchtfragen.org 

—	»Vergiss mich nicht«
	 Diakonisches Werk Berlin Stadtmitte e.V.
	 www.diakonie-stadtmitte.de 

—	Zeit zum Spielen
	 Evangelischer Kirchenkreis Lennep
	 www.diakonie-kklennep.de
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10	 Material-Anhang
 

(Sämtliche Anhänge stehen auch auf der Website www.eltern-sucht.de  
als Download zur Verfügung.) 

10.1	D ie »insoweit erfahrene Fachkraft« nach § 8a (4) Satz 2 
SGB VIII – eine neue fachdienstliche Aufgabe?

Für den Fall der Kindeswohlgefährdung hat der Gesetzgeber den allgemeinen Schutzauftrag der 
Jugendhilfe präzisiert und in §§ 8a und 8b SGB VIII zusammengefasst. Der Gesetzgeber hat den 
Jugendämtern mit dieser Regelung nicht nur die Verfahrensschritte vorgegeben (erkennen – bewer­
ten – handeln), sondern zugleich auch konkrete fachliche Mindeststandards für die Risikoabschät­
zung bei Kindeswohlgefährdung normiert. 

So ist es Aufgabe der Jugendämter, bei »gewichtigen Anhaltspunkten« für eine Kindeswohlgefährdung 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte eine Risikoabschätzung vorzunehmen. In diese Risikoab­
schätzung müssen die Kinder und Jugendlichen sowie die Personensorgeberechtigten einbezogen 
werden, soweit dies das Wohl der Kinder oder Jugendlichen nicht gefährdet. Darüber hinaus wer­
den die Jugendämter verpflichtet, durch Vereinbarungen mit den Trägern der Kinder- und Jugend­
hilfe sicherzustellen, dass die Fachkräfte den Schutzauftrag nach § 8a »in entsprechender Weise« 
wahrnehmen. Auf der Grundlage solcher Vereinbarungen soll bei »gewichtigen Anhaltspunkten« zur 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine »insoweit erfahrene Fachkraft« hinzugezogen werden.

Einrichtungen haben einen Anspruch auf fachliche Begleitung in Kinderschutzfragen. Dabei geht es 
vor allem um Beratung zur Prävention und zu Schutzkonzepten. Aber auch bei konkreten Verdachts­
fällen kann das Personal – wie alle Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen 
stehen – die fachliche Expertise einer im Kinderschutz erfahrenen Fachkraft abrufen. 

»Insoweit erfahrene Fachkraft« (abgekürzt »IeF«) ist in Deutschland die gesetzlich gemäß SGB VIII 
§§ 8a und 8b fundierte Bezeichnung für die inoffiziell auch »Kinderschutzfachkraft« genannte, bera­
tende Person im Jugendhilfegefüge zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos im Kontext einer ver­
muteten Kindeswohlgefährdung. Die IeF muss laut § 8a (4) Satz 2 SGB VIII – »Schutzauftrag bei Kin­
deswohlgefährdung« – durch Träger der Jugendhilfe bei der Gefährdungseinschätzung für ein Kind 
immer beratend hinzugezogen werden. Die insoweit erfahrene Fachkraft zeichnet sich durch eine 
Zusatzausbildung aus und darf nicht mit den »(mehreren) Fachkräften« in Satz 1 § 8a verwechselt 
werden. Darüber hinaus ist die Bezeichnung gesetzlich fundiert in § 4 (2) KKG (Gesetz zur Koope­
ration und Information im Kinderschutz).
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§ 8a SGB VIII

Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

	

	 (1)	 Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 

Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 

mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 

Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 

sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 

sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren 

Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das 

Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und 

notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.

	

	 (4)	 In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach 

diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass

	 –  deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung 

eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung 

vornehmen,

	 – 	 bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzu­

gezogen wird und

	 –	 die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungs-

einschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes 

oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

§ 8b SGB VIII

Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

	 (1)	 Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben bei der 

Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger 

der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.

	 (2)	 Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für  

einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen 

Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf 

Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien

	 1.	 zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie

	 2.	 zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen 

Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen 

Angelegenheiten.
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Der Beratungsanspruch nach § 4 Abs. 2 KKG

Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger  

bei Kindeswohlgefährdung

	 (1)	 Werden

	 1.	 Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen eines 

anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeich-

nung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

	 2.	 Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 

Abschlussprüfung,

	 3.	 Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie

	 4.	Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer 

Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,

	 5.	Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 

des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

	 6.	 staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten 

Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder

	 7.	 Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen

	 in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 

Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder 

Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit 

erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen 

hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht 

in Frage gestellt wird.

	 (2)	 Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegen-

über dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine inso-

weit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür 

erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu 

pseudonymisieren.

	 (3)	 Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen 

nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätig-

werden des Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines 

Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu 

informieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der 

wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem 

Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten 

mitzuteilen.
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Weitere Informationen: 

—	Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband: Die insoweit erfahrene 
Fachkraft nach dem Bundeskinderschutzgesetz – Rechtsfragen, Befugnisse  
und erweiterte Aufgaben. Diakonie Texte 06/2013

	 Die Arbeitshilfe kann als Printversion beim Zentralen Vertrieb der Diakonie Deutschland  
bestellt werden: vertrieb@diakonie.de. Im Internet steht sie zum Download unter 

	 www.diakonie.de/media/Texte-06_2013-insoweit-erfahrene-fachkraft.pdf

—	Hervorragende Erläuterungen zum Bundeskinderschutzgesetz bietet die Veröffentlichung  
des Evangelischen Erziehungsverbandes EREV: Beiträge zu Theorie und Praxis der 
Jugendhilfe 2, 1. Jahrgang, Basiswissen Kinderschutz: Das Bundeskinderschutz
gesetz in der Praxis. 

10.2	B undesinitiative Frühe Hilfen (Information)

»Frühe Hilfen zielen darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Eltern in Familie und Ge­
sellschaft frühzeitig und nachhaltig zu verbessern. 

Neben alltagspraktischer Unterstützung wollen Frühe Hilfen insbesondere einen Beitrag zur Förde­
rung der Beziehungs- und Erziehungskompetenz von (werdenden) Müttern und Vätern leisten. Damit 
tragen sie maßgeblich zum gesunden Aufwachsen von Kindern bei und sichern deren Rechte auf 
Schutz, Förderung und Teilhabe. 

Frühe Hilfen umfassen vielfältige sowohl allgemeine als auch spezifische, aufeinander bezogene und 
einander ergänzende Angebote und Maßnahmen. Grundlegend sind Angebote, die sich an alle (wer­
denden) Eltern mit ihren Kindern im Sinne der Gesundheitsförderung richten (universelle/primäre 
Prävention). Darüber hinaus wenden sich Frühe Hilfen insbesondere an Familien in Problemlagen 
(selektive/sekundäre Prävention). Frühe Hilfen tragen in der Arbeit mit den Familien dazu bei, dass 
Risiken für das Wohl und die Entwicklung des Kindes frühzeitig wahrgenommen und reduziert werden. 
Wenn die Hilfen nicht ausreichen, eine Gefährdung des Kindeswohls abzuwenden, sorgen Frühe 
Hilfen dafür, dass weitere Maßnahmen zum Schutz des Kindes ergriffen werden.

Frühe Hilfen basieren vor allem auf multiprofessioneller Kooperation, beziehen aber auch bürger­
schaftliches Engagement und die Stärkung sozialer Netzwerke von Familien mit ein. Zentral für die 
praktische Umsetzung Früher Hilfen ist deshalb eine enge Vernetzung und Kooperation von Institu­
tionen und Angeboten aus den Bereichen der Schwangerschaftsberatung, des Gesundheitswesens, 
der interdisziplinären Frühförderung, der Kinder- und Jugendhilfe und weiterer sozialer Dienste. 
Frühe Hilfen haben dabei sowohl das Ziel, die flächendeckende Versorgung von Familien mit be­
darfsgerechten Unterstützungsangeboten voranzutreiben als auch die Qualität der Versorgung zu 
verbessern.«
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Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz KKG

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz

	 (1)	 In den Ländern werden insbesondere im Bereich Früher Hilfen flächendeckend verbindliche 

Strukturen der Zusammenarbeit der zuständigen Leistungsträger und Institutionen im 

Kinderschutz mit dem Ziel aufgebaut und weiterentwickelt, sich gegenseitig über das 

jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum zu informieren, strukturellen Fragen der 

Angebotsgestaltung und -entwicklung zu klären sowie Verfahren im Kinderschutz auf­

einander abzustimmen.

	 (2)	 In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen und Dienste der öffentlichen und 

freien Jugendhilfe, Einrichtungen und Dienste, mit denen Verträge nach § 75 Absatz 3 des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen, Gesundheitsämter, Sozialämter, Gemeinsame 

Servicestellen, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Kranken-

häuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstellen, Beratungsstellen für soziale Problem-

lagen, Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

Einrichtungen und Dienste zur Müttergenesung sowie zum Schutz gegen Gewalt in engen 

sozialen Beziehungen, Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige 

der Heilberufe einbezogen werden.

	 (3)	 Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, soll die verbindliche Zusammenarbeit im 

Kinderschutz als Netzwerk durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe organisiert werden. 

Die Beteiligten sollen die Grundsätze für eine verbindliche Zusammenarbeit in Vereinba-

rungen festlegen. Auf vorhandene Strukturen soll zurückgegriffen werden.

	 (4)	 Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Früher Hilfen durch den Einsatz von Familienhebam-

men gestärkt werden. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

unterstützt den Aus- und Aufbau der Netzwerke Frühe Hilfen und des Einsatzes von Famili-

enhebammen, auch unter Einbeziehung ehrenamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf 

vier Jahre befristete Bundesinitiative, die im Jahr 2012 mit 30 Millionen Euro, im Jahr 2013 

mit 45 Millionen Euro und in den Jahren 2014 und 2015 mit 51 Millionen Euro ausgestattet 

wird. Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen Fond zur Sicherstellung der Netz-

werke Frühe Hilfen und der psychosozialen Unterstützung von Familien einrichten, für den 

er jährlich 51 Millionen Euro zur Verfügung stellen wird. Die Ausgestaltung der Bundesiniti-

ative und des Fonds wird in Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das Bundesministerium 

für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 

der Finanzen mit den Ländern schließt.

Detaillierte Informationen unter: www.fruehehilfen.de/bundesinitiative-fruehe-hilfen/
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10.3	D aten der Deutschen Suchthilfestatistik 2011 
	z u Kindern von Suchtkranken

Anzahl der betreuten Personen mit eigenen Kindern im Haushalt (unter 18 Jahren) 

	 ambulant	 stationär	 gesamt

	 N	 %	 N	 %	 N	 %

0 Kinder	 101.478	 79,3	 25.680	 83,9	 127.158	 80,2

1 Kind	 14.802	 11,6	 2.953	 9,7	 17.755	 11,2

2 Kinder	 8.358	 6,5	 1.469	 4,8	 9.827	 6,2

3 Kinder	 2.244	 1,8	 360	 1,2	 2.604	 1,6

Mehr Kinder	 1.008	 0,8	 133	 0,4	 1.141	 0,7

Gesamt	 127.890	 100,0	 30.595	 100,0	 158.485	 100,0

Gesamt mit Kindern	 26.412	 20,7	 4.915	 16,1	 31.327	 19,8

Die Auswertung zeigt, dass im Jahr 2011 31.327 betreute Personen gemeinsam mit ihren eigenen 
Kindern in einem Haushalt lebten. Von allen betreuten Personen lebten 80,2 % nicht mit eigenen 
Kindern in einem Haushalt. 11,2 % lebten mit einem eigenen Kind, 6,2 % mit zwei, 1,6 % mit drei und 
0,7 % mit mehr als drei eigenen Kindern zusammen. 

Daraus ergibt sich, dass im Jahr 2011 mindestens 17.755+(2*9.827)+(3*2.604)+(4*1.141) = 49.785 Kinder 
mit einem leiblichen suchtkranken Elternteil zusammen wohnten. (Der Wert ist als Mindestwert zu be­
trachten, da sich die letzte Kategorie (»mehr Kinder«) auch auf mehr als vier Kinder beziehen kann). 

Anzahl der betreuten Personen mit Kindern im Haushalt (unter 18 Jahren)

	 ambulant	 stationär	 gesamt
	 N	 %	 N	 %	 N	 %

0 Kinder	 110.056	 83,4	 26.469	 85,5	 136.525	 83,8
1 Kind	 12.244	 9,3	 2.594	 8,4	 14.828	 9,1
2 Kinder	 7.026	 5,3	 1.382	 4,5	 8.408	 5,2
3 Kinder	 1.807	 1,4	 346	 1,1	 2.153	 1,3
Mehr Kinder	 807	 0,6	 166	 0,5	 973	 0,6
Gesamt	 131.940	 100,0	 30.957	 100,0	 162.897	 100,0

Gesamt mit Kindern	 21.884	 16,6	 4.488	 14,5	 26.372	 16,2

Von den betreuten Personen gaben 83,8 % an, keine Kinder im Haushalt zu haben, 9,1 % lebten mit 
einem Kind, 5,2 % mit zwei, 1,3 % mit drei und 0,6 % mit mehr als drei Kindern zusammen in einem 
Haushalt, wobei diese auch nicht leibliche Kinder sein konnten. Damit ergibt sich für 2011 die An­
zahl von 26.372 betreuten Personen, die mit Kindern (leiblich/nicht leiblich) gemeinsam in einem 
Haushalt lebten.

Somit lebten im Jahr 2011 mindestens 14.828+2*8.408+3*2.153+4*973= 41.995 Kinder mit einem 
suchtkranken Elternteil zusammen, wobei dies nicht der leibliche Vater oder die leibliche Mutter sein 
musste. (Der Wert ist als Mindestwert zu betrachten, da sich die letzte Kategorie (»mehr Kinder«) 
auch auf mehr als vier Kinder beziehen kann). 

Wir bedanken uns herzlich beim IFT Institut für Therapieforschung in München für die Bereitstellung 
der Daten! 
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10.4	F ragebogen-Muster/Checkliste zu den Kindern 
	v on Klienten 

	 Datum des Gesprächs: 

	 Anzahl der Kinder im eigenen Haushalt:
	 Eigene 
	 Kinder des Partners 
	 Pflegekinder 

	 Name, Alter, Geschlecht der Kinder im eigenen Haushalt:
	 1. 
	 2. 
	 3. 
	 4. 

	 Besuchen die Kinder einen Kindergarten bzw. die Schule (Nachmittagsbetreuung)?

	 Name, Geschlecht, Geburtsdatum der Kinder:
1. 
2. 
3. 
4. 

	 Wo sind die eigenen Kinder unter 18 Jahren außerhalb des Haushalts untergebracht?
	 	 Getrennter Elternteil 
	 	 Heim 
	 	 Pflegefamilie 
	 	 Wohngruppe 
	 	 Sonstiges 
	 	 Wer hat das Sorgerecht? 

	 Wie leben die Kinder im eigenen Haushalt:
	 	 Eigenes Zimmer 
	 	 Mehrere Kinder in einem Zimmer 
	 	 Kein Kinderzimmer vorhanden 
	 	 Zufriedenheit mit der Wohnsituation 
	 	 Ausreichend Platz für die Familie 

	 Unterstützende Personen im nahen Umfeld
	 	 Großeltern 
	 	 Zweiter Elternteil (gesund oder ebenfalls erkrankt  Frage nach der Erreichbarkeit)
	 	 Erwachsene Geschwister
	 	 Weitere Verwandte
	 	 Nachbarn/Freunde
	 	 Sonstiges
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	 Unterstützende Maßnahmen und Angebote
	 	 Schule
	 	 Jugendamt
	 	 Kindertageseinrichtung
	 	 Hort/Mittagsbetreuung
	 	 Spezielle Kindergruppen
	 	 Spezielle Fördermaßnahmen
	 	 Verein, andere Hobbies

	 Versorgung der Kinder (wer macht was?)

	 Tagesablauf

	 Angaben zu Eltern
	 Einschätzung der Beziehung zu den Kindern 
	 Motivation der Eltern 
	 Konsumverhalten der Eltern 
	 Auffallende hygienische Probleme bei den Eltern 
	 Sonstiges 

	 Beziehung der Kinder untereinander

	 Risikofaktoren (wenn zwei zutreffen, erhöhte Aufmerksamkeit auf das Kindeswohl,
	 insbesondere bei Kleinkindern!)
	 	 Besondere soziale Belastungen
	 	 Krankheit des Kindes
	 	 Verhaltensauffälligkeiten des Kindes
	 	 Mehrlingsgeburt
	 	 Frühgeburt
	 	 Finanzielle Notlage
	 	 Alleinerziehend	
	 	 Isolation
	 	 Partnerkonflikte (Gewalt)
	 	 Fehlende Lebensperspektiven
	 	 Alter der Eltern (jünger als 20 Jahre)
	 	 Psychische Erkrankung/Suchterkrankung der Eltern
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10.5	M uster für eine schriftliche Klienten-Information
	z um Verfahren bei vermuteter Kindeswohlgefährdung 

Information zur Sicherung des Kindeswohls für unsere Klientinnen und Klienten mit Kindern

Sehr geehrte Frau ..., sehr geehrter Herr ...,

Wir freuen uns über Ihren Entschluss, mit uns zusammenzuarbeiten und es ist uns wichtig, von Anfang 
an eine ehrliche und auf Respekt gründende Beratungssituation zu schaffen. Aus diesem Grunde 
erhalten alle unsere Klientinnen und Klienten, die mit Kindern zusammenleben, nachfolgende Infor­
mation zur Sicherung des Kindeswohls. 

Sollte es eintreten, dass im Verlauf unserer Beratung eine Situation entsteht, die mir Anlass zu der 
Vermutung gibt, dass das Kindeswohl des mit Ihnen im Haushalt lebenden Kindes bzw. der mit Ihnen 
im Haushalt lebenden Kinder in Gefahr ist, so sehe ich mich verpflichtet, im Interesse des Kindes/
der Kinder geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine Gefährdung abzuwenden. Ich gehe davon 
aus, dass ich damit auch in Ihrem Interesse handle. Selbstverständlich würde ich auch gern zusammen 
mit Ihnen vermeiden, dass schwerwiegendere Maßnahmen der Jugendhilfe, also Eingriffe durch das 
Jugendamt, erfolgen müssen.

Ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass ich das nicht immer verhindern kann. Es kann sein, 
dass ich mich einfach zum Handeln gezwungen sehe und das Jugendamt einbeziehen muss, um 
eine neue Form der Hilfe zu finden, die den Kinderschutz besser gewährleistet.

Bevor ich das tue, werde ich Sie selbstverständlich informieren und Ihnen auch die Chance geben, 
mit mir gemeinsam eine andere Lösung zu finden. Sollten wir uns darüber aber nicht einigen können 
und sollte ich dennoch den Eindruck haben, dass der Kinderschutz bei Ihnen nicht mehr gewähr­
leistet ist, dann werde ich im Extremfall auch ohne Ihre Zustimmung das Jugendamt einschalten.

Ich hoffe auf Ihr Verständnis und bitte Sie, die Kenntnisnahme dieser Information durch Ihre Unter­
schrift zu bestätigen. 

Unterschrift
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10.6	Be ispiel für ein Klienten-Gespräch bei 
	ve rmuteter Kindeswohlgefährdung

Sehr geehrter Herr..., sehr geehrte Frau...,

Respekt vor Ihrem Entschluss, mit uns zusammenzuarbeiten. So wie Sie die Situation geschildert 
haben, muss ich Ihnen sagen, dass ich einige Veränderungen in Ihrer Familie für dringend notwendig 
halte. 

Stimmen Sie mir insoweit zu?

Ich würde natürlich gern mit Ihnen zusammen verhindern, dass Ihr Kind Schaden nimmt/Ihre Kinder 
Schaden nehmen. Und ich würde auch gern zusammen mit Ihnen vermeiden, dass schwerwiegen­
dere Maßnahmen der Jugendhilfe, also Eingriffe durch das Jugendamt, erfolgen müssen.
 
Ich muss Ihnen aber auch sagen, dass ich das nicht immer verhindern kann. Es kann sein, dass im 
Verlauf unserer Beratung hier eine Situation entsteht, in der ich einfach handeln und das Jugendamt 
einbeziehen muss, um eine neue Form der Hilfe zu finden, die den Kinderschutz besser gewährleistet.

Bevor ich das tue, werde ich Sie selbstverständlich informieren und Ihnen auch die Chance geben, mit 
mir gemeinsam eine andere Lösung zu finden. Sollten wir uns darüber aber nicht einigen können 
und sollte ich dennoch den Eindruck haben, dass der Kinderschutz bei Ihnen nicht mehr gewährleis­
tet ist, dann werde ich im Extremfall auch ohne Ihre Zustimmung das Jugendamt einschalten.

Dies muss ich Ihnen der Fairness halber schon im Vorfeld mitteilen und hoffe auf Ihr Verständnis. 
Habe ich das?
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10.7	A nmeldebogen (Muster)

Anmeldung	 Datum: 

	 Erziehungs- und Familienberatung
	 Schwangerenberatung
	 Suchtberatung für	 	 Betroffene	 	Angehörige

Code-Nr.: 	 Reg.Nr.: 	 Lfd. Nr.: 
		  Geb.datum: 
					   
Name: 	
	
Adresse: 	

Telefon: 

Thematik:	Suchtberatung  Suchtmittel, Auflage – Gericht/ Arbeitgeber, MPU
	  frühere Beratungen? Berater:  

	 Kontaktaufnahme: SM: 	 JA: 	 Andere:  

Erstgespräch:	

Kind: Name:	  	 Alter: 	 Geb.datum: 

Schule/Kita:	 	 Klasse:  

Geschwister:	 	 Geb.datum: 

	 	 Geb.datum: 

	 	 Geb.datum: 

Eltern/Bezugspersonen:	 	
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Wirtschaftliche Situation: (auch für SB eintragen)

berufstätig ALG I ALG II Sonstiges (Elternzeit, Studium, 
Ausbildung, Hausfrau etc.)

♀

♂

Kind lebt bei:	 	 Familienstand/Lebensform:   

Sorgerecht:	

Datum Bemerkung
	 Beratung mit: 

	 Hebamme: 
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10.8	 Schweigepflicht-Entbindungen (Muster)

Mit meiner Unterschrift entbinde ich die Suchtberatungsstelle gegenüber folgenden Stellen von der 
Schweigepflicht:

Ärztliche Substitutionspraxis: 

Facharzt für Psychiatrie: 

Jugendamt der Stadt Musterstadt: 

Justizbehörden (gemäß § 35/36 BtMG: 

Ich bin damit einverstanden, dass die über mich erhobenen Daten unter Verwendung einer anonymen 
Codenummer zu statistischen Zwecken verwendet werden.	

Ich bin damit einverstanden, dass die Suchtberatungsstelle Kontakt zu meinen Angehörigen aufneh­
men kann, um diese zu Informationsveranstaltungen oder Gesprächskreisen einzuladen. Die Sucht­
beratungsstelle wahrt dabei die Schweigepflicht und gibt keine Auskünfte an die Angehörigen. 	

					   

Zusätzliche Vereinbarungen: 

Musterstadt, den			 

(Unterschrift Klient/Klientin)

(Unterschrift Suchtberatung)
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10.9	H andlungsleitfaden bei Verdacht 
	 auf Kindeswohlgefährdung 

	 Was ist zu tun, wenn eine Kindeswohlgefährdung in der Familie vermutet wird?

1.	 Sprechen Sie gegenüber dem Klienten/der Klientin Ihre Vermutung offen aus.
2.	 Geben Sie dem Klienten/der Klientin die Möglichkeit, Stellung zu nehmen.
3.	 Widerstehen Sie der Versuchung, übereilt und unüberlegt zu handeln.
4.	 Holen Sie sich gegebenenfalls (intern oder extern) Unterstützung von Kollegen. Rufen Sie eine 

»insoweit erfahrene Fachkraft« (Kinderschutzfachkraft) zur Beurteilung der Situation hinzu.
5.	 Verschleppen das Thema nicht, sondern bleiben Sie »am Ball«.
6.	 Legen Sie die geplanten Handlungsschritte vor dem Klienten/der Klientin offen dar.
7.	 Verweisen Sie Betroffene an eine Erziehungsberatungsstelle bzw. Einrichtung der Familienhilfe. 

	 Fragen

a.	 Ab wann muss an das Jugendamt gemeldet werden? Siehe § 8 a SGB VIII:
	 Immer wenn ein Risiko nicht als gering eingeschätzt wird!
b.	 Ist ein Kinderschutzrisiko bei allen Kindern suchtkranker Eltern anzunehmen?
	 Bei welcher Altersgruppe in jedem Fall?

	 Empfehlungen 

Die Voraussetzung dafür, dass entsprechend der folgenden Empfehlungen verfahren werden kann, 
ist, dass keine akute Gefährdung des Kindeswohls besteht. Der Kinderschutz ist selbstverständlich 
primär zu prüfen.

1.	 Erfragen Sie, welche Helfer bereits an der Unterstützung einzelner Familienmitglieder oder der 
ganzen Familie beteiligt sind, z. B.

	 —	der behandelnde Arzt (Hausarzt, substituierender Arzt, Kinderarzt, …)
	 —	Selbsthilfegruppen
	 —	Sozialdienst 
	 —	 Infektionsambulanz 
	 —	Therapie-Einrichtung
	 —	Betreutes Wohnen
	 —	Bewährungshilfe
	 —	Kinder- und Jugendgesundheitsdienst
	 —	Jugendamt
	 —	Schulpsychologischer Dienst
	 —	Kita/Schule

2.	 Grundsätzlich sollte auch geklärt werden, ob es Vorstrafen bezogen auf gewalttätiges Verhalten 
gibt oder entsprechende Ermittlungsverfahren anhängig sind. Derartige Erkenntnisse sind mit 
den Eltern und weiteren Beteiligten (z. B. Bewährungshilfe) bezogen auf die Bedeutung für eine 
Unterbringung des Kindes bei den Kindeseltern und Gefahren für das Kindeswohl zu erörtern.
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3.	 Wenn es sich um opiatabhängige Eltern/Elternteile handelt, sollte geklärt werden, ob sich die 
Betroffenen in einer geregelten und stabilen Substitution befinden!

	
	 Folgende Fragen müssen in diesem Zusammenhang geklärt werden:
	 —	Wer ist der substituierende Arzt?
	 —	Gibt es Beikonsum von anderen Substanzen (auch Alkohol)?

Sprechen Sie die zu erwartenden Konsequenzen bei möglicherweise stattfindendem Beikonsum 
unbedingt an!

Fordern Sie eine klar definierte Schweigepflichtentbindung für bestimmte Personen, von denen Sie 
wichtige Informationen über die Situation der Kinder und für die adäquate Gestaltung der Hilfe ein­
holen möchten.

Formulieren Sie dabei genau, für welche Personen (z. B. Arzt, Mitarbeiter der Psychosozialen Betreu­
ung, Drogenberater) und für welche Themen bzw. Fragestellungen eine Schweigepflichtentbindung 
erteilt werden soll, um unnötige Vorbehalte und Ängste bei den Eltern zu vermeiden.

10.10	 Sucht und Kinderschutz 
     	  (Kindliche Grundbedürfnisse und elterliche Kompetenzen)

	 Grundbedürfnisse von Kindern sind:
— eine konstante, verlässliche Beziehung zu einer erwachsenen Person, wobei dies nicht 

unbedingt die Eltern sein müssen;
— ein soziales Netz, insbesondere Kontakt mit anderen Kindern;
— eine wertschätzende Beziehung durch und zu den Eltern;
— eine altersgemäße Ernährung, Pflege, Erziehung und Förderung sowie eine altersgemäße 

Tagesstruktur;
— geordnete Wohnverhältnisse mit Spiel- und Rückzugsmöglichkeiten;
— Schutz vor körperlichen und seelischen Misshandlungen und Vernachlässigung;
— eine die Grundbedürfnisse sichernde materielle Sicherheit.

	 Die Eltern sind bereit und in der Lage:
—	die genannten Grundbedürfnisse ihres Kindes zu gewährleisten;
—	 ihre Situation transparent zu machen und mit dem Helfernetz regelmäßig und verbindlich 

zusammenzuarbeiten;
— sich mit ihrer Krankheit auseinanderzusetzen und dabei Hilfe anzunehmen;
— sich im Rahmen der vereinbarten Zusammenarbeit aktiv mit der Einschätzung des Helfernetzes 

über das Wohlergehen der Kinder in der Familie auseinanderzusetzen und die Angebote, die 
zur Verbesserung der Lebenssituation ihres Kindes beitragen, in Anspruch zu nehmen;

— sich für Veränderung bei Erziehungs- und Entwicklungsfragen offen zu zeigen;
— einen konkreten Notfallplan mit der fallzuständigen Fachkraft zu erstellen;
— Dieser Notfallplan sieht vor, was zu tun ist, wenn die Eltern die Betreuung und Versorgung ihres 

Kindes selbst nicht mehr gewährleisten können. Die Eltern verpflichten sich, diesen umzusetzen 
und eigenverantwortlich für eine alternative Betreuung und Versorgung zu sorgen.
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	 In diesem Sinne ist im Umkehrschluss bei der Arbeit mit suchtkranken Eltern von einer 
mangelnden Bereitschaft und Fähigkeit zur Betreuung und Erziehung ihres Kindes aus
zugehen, wenn deren Verhalten folgende dauerhafte Besonderheiten erkennen lässt:

—	mangelnde Gesundheitsfürsorge und Ernährung,
—	eine nicht am Kind orientierte Haltung in Bezug auf eine kindgerechte Alltagsgestaltung,
—	mangelndes Einfühlungsvermögen,
—	 fehlende Zuneigung und emotionale Wärme,
—	 inkonsistente und nicht nachvollziehbare Regeln,
—	nicht nachvollziehbare und unangemessene Reaktionen auf kindliches Verhalten,
—	mangelnde Handlungsspielräume,
—	unangemessene Forderungen,
—	Ungeduld und/oder
—	mangelhafte Gewährleistung von angemessenen Anregungsbedingungen im Sinne  

von Förderung und Forderung.

Hans Leitner, Klaus Appel: Sucht und Kinderschutz 
Stand: 23. September 2009, Fachstelle Kinderschutz

10.11	H inweise für Vereinbarungen mit Eltern

	 Vereinbarungen müssen verständlich sein.
	 Hat der Klient/die Klientin verstanden, warum sich die Fachkräfte Sorgen machen?
	 Weiß der Klient/die Klientin, was er/sie jetzt tun soll?

	 Vereinbarungen müssen leistbar sein.
	 Ist der Klient/die Klientin körperlich, emotional oder finanziell in der Lage, die Aufgabe  

zu erfüllen?
	 Vereinbarungen müssen überschaubar sein.

	 Hat der Klient/die Klientin eine Orientierung, bis wann der Schritt erfolgt sein muss?
	 Vereinbarungen müssen überprüfbar sein.

	 Können die Fachkräfte feststellen, ob der Klient/die Klientin die Aufgabe erfüllt hat?

Es ist wichtig, die Vereinbarung schriftlich zu formulieren. In der Vereinbarung wird festgehalten
—	wer beim Gespräch anwesend war;
—	welche Hinweise auf Kindeswohlgefährdung angesprochen wurden;
—	was der Klient/die Klientin tun wird, um die Gefährdung abzuwenden;
—	wann die Vereinbarung überprüft wird;
—	was der Klient/die Klientin tun wird, um die Fachkräfte über die Einhaltung der Vereinbarung zu 

informieren (z. B. Bescheinigung vom Arzt/der Familienberatung mitbringen, dass er/sie da war, 
Schweigepflichtentbindung geben).

Die Vereinbarung sollte von allen Gesprächsteilnehmern unterschrieben werden. Der Klient/die Klientin 
erhält eine Kopie der Vereinbarung. 
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10.12	T hematisieren der Gefährdung im Gespräch  
mit den Eltern

Gespräche mit Eltern, die das Wohl ihres Kindes ansprechen, sind besondere und schwierige Ge­
spräche. 
 

	 Hierfür gibt es Gründe:
—	Kinder sind beschädigt worden und es besteht die Gefahr der Wiederholung.  

Diese Wiederholung soll vermieden werden, so dass Handlungsdruck entsteht.
—	Verletzungen von Kindern, die durch Misshandlungen und Vernachlässigung entstanden  

sind, bewirken starke Identifizierung mit diesen Kindern. Fachkräfte empfinden Mitgefühl  
und gleichzeitig Wut auf die Eltern.

—	Eltern, die ihr Kind misshandeln oder vernachlässigen, können sich das häufig nicht 
eingestehen. Sie leugnen beispielsweise das Geschehene, indem sie nicht passende 
Geschichten erzählen oder sie schweigen (Abwehr bzw. Widerstand).

—	Frühe eigene Misshandlungen/Vernachlässigungen der Eltern führen in der psychischen 
Entwicklung zu »frühen Abwehrmechanismen« wie Verdrängung, Spaltung, Projektion.

—	Fachkräfte können unter Druck geraten, wenn sie mit dieser »Mauer« in Berührung kommen. 
Möglicherweise wollen sie beweisen, dass es um Beschädigung des Kindes geht. Dieser 
Drang wird möglicherweise umso größer, je stärker die Eltern abwehren. 

	 Ziel des Gesprächs:
Das Gespräch mit den Eltern dient dazu, die Befürchtungen/Vermutungen auf Grundlage von Fakten 
(Beobachtungen, Aussagen) sachlich darzustellen und der Sorge um das Kind oder die Kinder in 
der Familie Ausdruck zu verleihen. Gleichzeitig soll der Familie Hilfe angeboten werden. Es empfiehlt 
sich, sich in einer Vorbereitungsphase, in der man sich auch mit anderen Fachkräften beraten kann, 
auf das Gespräch einzustellen. Im Gespräch geht es um Sachlichkeit, Klarheit und Struktur. Wichtig ist, 
im Kopf zu haben, was nach dem Gespräch passieren soll und dies mit dem Klienten/der Klientin 
zu vereinbaren. 

	 Die wichtigsten Funktionen des Gesprächs sind:
—	die Gefährdung auszusprechen,
—	die Sorge um die Entwicklung und den Schutz des Kindes auszudrücken, 
—	der Familie (dem Klienten/der Klientin) Verständnis zu signalisieren,
—	auf den Auftrag gegenüber der Familie hinzuweisen,
—	Unterstützung anzubieten,
—	die Einbeziehung anderer Institutionen anzusprechen. 
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Schwierige Stellen im Verlauf des Gesprächs:

1. Eröffnung
Es ist wichtig, die Einleitung in das Thema so zu formulieren, dass der Klient/die Klientin sich nicht 
zurückzieht. Eine Erfahrung aus solchen Gesprächen legt nahe, dass Druck auf Seiten der Fach­
kräfte die Abwehr auf Seiten der Eltern steigen lässt. Oft werden Wahrnehmungen eine Weile weg­
geschoben – aus Furcht, den Kontakt zum Klienten/zur Klientin zu verlieren. Das spüren auch die 
Klienten, so dass bei Beginn des Gesprächs Zögern, Misstrauen, Leugnen und Beschwichtigen 
einsetzen können.

2. Ansprechen der Kindeswohlgefährdung
Es ist wichtig, klar zu sagen, welche Sachverhalte darauf hinweisen, dass das Kindeswohl in Gefahr 
ist. Aus Erfahrung wissen wir, dass wir uns manchmal im Kreis drehen und nicht klar benennen, was 
wir an Fakten (Beobachtungen, Aussagen) vorliegen haben. Klarheit überzeugt in diesem Fall; Eier­
tänze werden von den Klienten bemerkt. Oft sind die Klienten erleichtert, dass über die Gefährdung 
offen gesprochen werden kann. Wir geraten an eine Grenze, wenn die Eltern die Gefährdung leugnen. 
Gegen diesen Widerstand kommen wir im ersten Gespräch, das die Gefährdung zum Thema hat, oft 
nicht an. Kriminalistisches Nachspüren nutzt wenig. In diesem Fall ist es günstiger, die Gefährdung 
in der nächsten Sitzung erneut anzusprechen, sofern das Kindeswohl nicht in akuter Gefahr ist. 

3. Sorge um die Entwicklung des Kindes/der Kinder ansprechen
Die Thematisierung der Gefährdung sollte auch den Aspekt der Sorge um die Entwicklung des 
Kindes/der Kinder beinhalten. Ziel ist, mit den Eltern ein Bündnis zu schließen, dass Helfer und Eltern 
gemeinsam für das Wohl der Kinder sorgen wollen. 

4. Verständnis signalisieren
Der Fokus »Thematisierung der Gefährdung« engt mitunter das Gespräch soweit ein, dass der Alltag 
und die Sorgen der Familie, die »ganz normalen Dinge« jeder Familie, nicht genügend gesehen 
werden. Über alltägliche Dinge zu reden, entlastet die Klienten; man signalisiert Interesse. 

5. Vereinbarung
Am Ende des Gesprächs sollte eine Vereinbarung zustande kommen. Sie kann 
—	 Aufträge für die Eltern beinhalten (»Stellen Sie Ihr Kinde einem Arzt vor«), 
—	 Angebote von Hilfen zur Erziehung beinhalten, 
—	 die Einbeziehung des Jugendamtes betreffen.
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10.13	 Verfahren bei möglicher Kindeswohlgefährdung  
in den Einrichtungen des Fachbereichs  
Drogenhilfe SKM e. V. Köln

Aufgaben der Suchtkrankenhilfe in der Zusammenarbeit mit suchtkranken Familien

Im Spannungsfeld der vertrauensvollen Begleitung der Eltern und der Mitverantwortung im Schutz für 
die Kinder, muss sich die Suchtkrankenhilfe positionieren und in der Zusammenarbeit mit den Institu­
tionen der Jugendhilfe ihre spezifische Verantwortung wahrnehmen. Da die Drogenhilfe in der Regel 
keinen unmittelbaren Kontakt zu den Kindern hat, liegt diese Verantwortung in der:

—	Einschätzung des Schweregrades der elterlichen Suchterkrankung;
—	Wahrnehmung der Suchtkranken auch in ihrer elterlichen Rolle;
—	Einschätzung der elterlichen Verantwortungsfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft  

im Hinblick auf die Kinder;
—	Unterstützung der Eltern in der Wahrnehmung ihrer Verantwortung  

(auch dann, wenn die Kinder fremd untergebracht sind);
—	Sensibilisierung der Eltern hinsichtlich der Folgen ihrer Suchterkrankung für die Kinder;
—	Hinwirken auf die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt;
—	Motivation zur Annahme von Hilfen innerhalb des familiären Systems;
—	Motivation zur Annahme von spezifischen Unterstützungsmöglichkeiten für Kinder  

(bspw. Gruppenangebote) und Eltern (bspw. Mütterunterstützungstraining);
—	Erhebung von Daten und Dokumentation des Betreuungsverlaufs auch hinsichtlich der 

familiären Situation;
—	Sicherstellung der Meldung an das Jugendamt bei Hinweisen auf akute Kindeswohlgefährdung.

Anforderungen und Ablauf MaSSnahmen

1. Erfassen der familiären Verhältnisse  

der Klientel

Im Beratungs- und Betreuungskontakt Dokumen­

tation/Anamnese der familiären Verhältnisse. 

Insbesondere das Alter des Kindes/der Kinder, 

der Betreuungskontext, Aufenthaltsbestimmungen 

und Personensorge-berechtigungen sind zu 

erfassen.

Dokumentation der familiären Situation auch 

über die in EBIS erfassten Kategorien hinaus.
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Anforderungen und Ablauf MaSSnahmen

2. Einschätzen des Risikos

Zur Einschätzung des Gefährdungspotenzials 

werden die Checklisten akute Risikofaktoren 

(Anlagen 1 und 2) verbindlich schriftlich bearbeitet. 

Dies wird in monatlichen Abständen aktualisiert. 

Die Eltern/Personensorgeberechtigten sind bei 

der Risikoeinschätzung einzubeziehen, soweit 

hierdurch nicht der wirksame Schutz des Kindes 

oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird.

Schriftliche Bearbeitung der Checklisten 

akute Risikofaktoren und sonstige 

Risikofaktoren.

—	 Hierbei geht es vornehmlich um die 

Einschätzung der Erziehungsfähigkeit der 

Eltern und die möglichen Einschränkungen 

durch die Suchterkrankung. 

—	 Wo möglich: Hausbesuch

—	 Bei Betreuungsbeginn:  

Schweigepflichtentbindung gegenüber 

dem Jugendamt; wenn nicht: Begründung, 

Dokumentation und Gegenzeichnung 

durch die Einrichtungsleitung. 

—	 Weitere Hilfeplanung mit dem Jugendamt 

(da Handlungsbedarf bezüglich der Kinder 

in der Suchtkrankenhilfe nicht ausreichend 

einschätzbar).

3. Vorgehen bei vorhandener akuter 

Kindeswohlgefährdung

Bei akuter Kindeswohlgefährdung erfolgt soforti­

ge Information und Übergabe (?) des Kindes an 

das Jugendamt bzw. die Polizei. Zuvor sollten In­

formation und Absprache mit der Leitung der Ein­

richtung oder – falls nicht erreichbar – der Ge­

schäftsführung erfolgen. Falls dies zeitlich nicht 

möglich ist, kann die fallverantwortliche Fachkraft 

im Jugendamt/der Bereitschaftsdienst bzw. die 

Polizei direkt informiert werden. 

Liegt eine akute Gefährdung durch Dritte vor, 

müssen zuvor die Eltern/Personensorgeberech­

tigten eingeschaltet werden. 

Fallbesprechung und Erörterung mit der 

Leitung/Hausleitung oder ggf. der Geschäfts­

führung und Anfertigung eines Gesprächs

protokolls, welches den Entscheidungs­

findungsprozess dokumentiert. 
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Anforderungen und Ablauf MaSSnahmen

4. Vorgehen bei nicht akuter 

Kindeswohlgefährdung

Bei nicht akuter Gefährdung des Kindeswohls 

erfolgt die weitere Prüfung und Beobachtung.  

Die Leitung und das Fachteam werden hierüber 

informiert und sind verbindlich in den weiteren 

Betreuungsprozess eingebunden. 

Die Leitung entscheidet ggf. über die Hinzuziehung 

einer in der Arbeit mit Kindeswohlgefährdungs­

situationen und Problemfamilien erfahrenen 

Fachkraft. 

a)	 In der Fallakte erfolgt die Protokollierung 

von Beobachtungen und Vorkommnissen 

durch die fallzuständige Fachkraft der 

Einrichtung.

b)	 Die Checkliste »sonstige Risikofaktoren« 

wird zur Einschätzung und Bewertung der 

Kindeswohlgefährdung u. U. mehrfach ein­

gesetzt und überprüft. Hierbei sind auch 

mögliche Schutzfaktoren aufzunehmen. 

c)	 Der Fall wird in einer kollegialen Fallinter-

vision im Fachteam vorgestellt und ggf. 

in der externen Fallsupervision. Die 

Entscheidung zum weiteren Vorgehen 

geschieht in Abstimmung mit der Einrich­

tungsleitung.

d)	 Falls kein akuter Handlungsbedarf besteht, 

erfolgt die weitere Prüfung durch die fall­

zuständigen Mitarbeitenden und die kon-

tinuierliche kollegiale Fallberatung im 

Fachteam. 

e)	 Bei Handlungsbedarf erfolgt in Abstimmung 

mit der Leitung unter möglicher Einbezie­

hung der Eltern/Personensorgeberechtigten 

die weitere Information der fallzuständigen 

Fachkraft im Jugendamt. 

4.1 Hinwirken bei den Eltern/Personensorge

berechtigten auf die Inanspruchnahme  

von Hilfen

Es werden geeignete Hilfeangebote für Eltern/

Personensorgeberechtigte in Absprache mit 

dem Jugendamt und unter Einbeziehung der 

Eltern/ Personensorgeberechtigten frühest­

möglich vorgeschlagen, soweit hierdurch der 

wirksame Schutz des Kindes oder des Jugend­

lichen nicht in Frage gestellt wird und dies im 

Rahmen der Fachkompetenz des Beraters/der 

Beraterin liegt. Die Hinzuziehung zusätzlicher 

Hilfen (z. B. Sozialpädagogische Familienhilfe) 

muss beständig geprüft werden. 

Je nach Alter des Kindes/Jugendlichen wird 

dieses/dieser einbezogen, wenn dadurch nicht 

der wirksame Schutz des Kindes/Jugendlichen 

in Frage gestellt wird.  

Wenn die Eltern die vorgeschlagene Hilfe an­

nehmen, erfolgt die weitere Fallbearbeitung.  

Falls die Eltern die Hilfen nicht annehmen, er­

folgt weitere Information an das Jugendamt. Da­

rüber werden die Personensorgeberechtigten 

informiert. 
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Anforderungen und Ablauf MaSSnahmen

4.2 Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 

(Einschätzung des Gefährdungsrisikos für die 

Kinder ist nur insofern Aufgabe der Suchtkranken­

hilfe, als die Erziehungsfähigkeit der Eltern einge­

schätzt werden muss oder direkte Hinweise auf 

eine mögliche Gefährdung im Kontakt mit den 

Eltern deutlich werden. 

Das Jugendamt wird mündlich und schriftlich 

durch Vorlage einer zusammenfassenden Do­

kumentation der Fakten über die Gefährdung 

informiert, wenn: 

a)	 die Personensorgeberechtigten nicht be­

reit oder in der Lage sind, bei der Einschät­

zung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken;

b) 	 es keine Einsicht in eine vorliegende Such­

terkrankung und deren Auswirkungen auf 

die Kinder gibt;

c)	 die vorgeschlagenen Hilfen als nicht 

ausreichend erscheinen;

d)	 oder von den Personen-sorgeberechtigten 

nicht angenommen werden;

e)	 sich die fachlich zuständigen Mitarbeiten­

den keine Gewissheit darüber verschaffen 

können, ob durch die mit den Personen­

sorgeberechtigten vereinbarten Hilfen der 

Kindeswohlgefährdung begegnet werden 

kann;

f)	 die Personensorgeberechtigten nicht 

kooperieren;

g)	 zur Abwendung des Gefährdungsrisikos 

ergänzende Hilfen für erforderlich gehalten 

werden, die die Einrichtung selbst nicht 

erbringen kann.  

5. Dokumentation In jedem Fall erfolgt bei Hinweisen auf eine 
Kindeswohlgefährdung die schriftliche Bear-
beitung der Listen zu akuten und sonstigen 
Risikofaktoren. In der Fallakte wird spätestens 
nach der ersten Aufnahme von Risikofaktoren 
regelmäßig der weitere Betreuungsverlauf 
dokumentiert, ggf. auch die Checklisten 
wiederholt eingesetzt. Protokolliert werden 
auch die Ergebnisse von Fallbesprechungen, 
kollegialer und externer Fallsupervision, Ge-
sprächskontakte mit dem Jugendamt und 
den Personensorgeberechtigten, sowie den 
Kindern und Jugendlichen.

Es erfolgt regelmäßig (mindestens monatlich) 
eine schriftliche Dokumentation zum Sach-
stand in Bezug auf die elterliche Sorge. 
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Anlagen
—	Checkliste »akute Risikofaktoren«
—	Checkliste »sonstige Risikofaktoren«
—	Weitere hilfreiche Fragestellungen zur Einschätzung der familiären Situation

Anlage 1: Checkliste »akute Risikofaktoren«

Kind: 	 Alter: 	 Nationalität: 	 Geschlecht: 

Eltern: 	 Adresse: 

Anzeichen seitens der Eltern Einschätzung

Es liegen augenscheinlich ernsthafte Beeinträchtigungen 

der Fürsorgefähigkeit des gegenwärtig betreuenden 

Elternteils durch psychische Erkrankung, Sucht oder 

Partnerschaftsgewalt vor. 

Es werden Verhaltensweisen einer gegenwärtigen Betreu­

ungsperson, z. B. Partner, geschildert, die zu schweren 

Verletzungen bzw. Gesundheitsgefährdungen geführt 

haben oder leicht dazu hätten führen können.

Es ist bekannt, dass derzeitige Betreuungspersonen in 

der Vergangenheit das Kind erheblich gefährdet oder 

geschädigt haben. 

Das betroffene Kind ist aufgrund von Alter oder Gesund­

heitszustand als besonders verletzlich anzusehen.

Kein Zustandekommen von Terminen mit Eltern/

Personensorgeberechtigten.

Trotz wiederholter Versuche kein Kontakt, auch nicht 

telefonisch, mit den Eltern/Personensorgeberechtigten.

In die konkrete Lebenssituation des Kindes haben die Einrichtungen der Drogenhilfe in der Regel 

keinen oder nur sehr geringen Einblick. Folgende Fragestellungen gelten für die Bereiche, in denen 

spezifische Kinder- und Jugendgruppenangebote vorgehalten werden oder die Kinder mit in die 

Betreuung einbezogen sind bzw. mitgebracht werden:



55

Anzeichen seitens des Kindes Einschätzung

Es liegt eine akute körperliche Verletzung des Kindes vor.

Das Kind berichtet von erlittenen körperlichen Verletzungen.

Das Kind berichtet konkret von einem aktuellen sexuellen 

Missbrauch oder einer körperlichen Misshandlung.

Das Kind äußert eindeutig massive Angst oder Panik 

bzw. zeigt in seinem Verhalten entsprechende Symptome.

Das Kind äußert Suizidabsichten.

Das Kind bittet aktiv um Schutz bzw. Inobhutnahme.

Anlage 2: Checkliste »sonstige Risikofaktoren«

Kind: 	 Alter: 	 Nationalität: 	 Geschlecht: 

Eltern: 	 Adresse: 

Auffälligkeiten im Umgang  
der Eltern mit dem Kind

Einschätzung

Feindselige Ablehnung, Abwertung oder  

Herabwürdigung des Kindes

Soziale Isolation/Verhinderung von Beziehungen zu 

Personen außerhalb der Familie

Störung des positiven Beziehungsaufbaus durch wieder­

holte Beziehungsabbrüche, häufige »Übergabe« des 

Kindes in andere Betreuungsverhältnisse
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Stark repressive Erziehung mit den Mitteln der Gewalt, 

der Angst, der Unterdrückung/Kind wird terrorisiert

Massive Verweigerung von Reaktionen auf  

emotionale Signale des Kindes

Stark symbiotische Beziehung, psychische Abhängigkeit

Fehlende Umweltreize/Deprivation

Fehlende Beachtung eines besonderen Erziehungs-  

und Förderungsbedarf

Risikofaktoren im familiären System

Sehr ungünstige materielle Lebensbedingungen/ 

schlechte Wohnverhältnisse

Überforderungssymptome der Bezugspersonen

Psychische Erkrankung der Bezugsperson, 

Suchtprobleme in der Familie

Häusliche Gewalt unter Erwachsenen

Bezugsperson wurde als Kind misshandelt/missbraucht

In die konkrete Lebenssituation des Kindes haben die Einrichtungen der Drogenhilfe in der Regel 

keinen oder nur sehr geringen Einblick. Folgende Fragestellungen gelten für die Bereiche, in denen 

spezifische Kinder- und Jugendgruppenangebote vorgehalten werden oder die Kinder mit in die 

Betreuung einbezogen sind, bzw. mitgebracht werden:
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Anzeichen seitens des Kindes Einschätzung

Körperliche Vernachlässigung

Unzureichende Kleidung, mangelhafte Ernährung

Unzureichende, fehlende medizinische Versorgung

Keine bzw. unzureichende Körperhygiene

Inadäquate Betreuung

Fehlende Tagesstrukturierung, fehlende Beaufsichtigung 

(wenn dies aus der Alltagsgestaltung der Eltern zu erwarten 

ist – »Szenennähe«)

Unbegleitete und/oder unkontrollierte Konfrontation mit 

Darstellungen von Gewalt, Horror, Pornographie

Unregelmäßiger Schulbesuch

Verhaltensauffälligkeiten

Selbstgefährdendes Verhalten, mangelnder Selbstschutz

Selbstzerstörerisches Verhalten

Extrem sexualisiertes Verhalten

Massiver Rückzug, psychische Erstarrung, totale Passivität

Massive Entwicklungsverzögerungen und 

-beeinträchtigungen
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Schutzfaktoren Kind/Jugendlicher

Kind hat regelmäßig Sozialkontakte außerhalb der Familie, 

Kind kann sich mitteilen und gegebenenfalls Hilfe holen.

Kind besucht regelmäßig eine Tageseinrichtung bzw.  

ist in Tagespflege; Kind nimmt an spezifischen Gruppen­

angeboten teil.

Kind wirkt vital und psychisch stabil und ist in seinen ba­

salen Bedürfnissen (Kleidung, Ernährung etc.) gut versorgt. 

Schutzfaktor Familie

Eine geeignete Vertrauensperson lebt in der Familie.

Zuverlässige und verantwortungsbewusste Betreuung  

ist gewährleistet.

Sicherheitsvorkehrungen in unmittelbarer Umgebung  

des Kindes sind angemessen.

Ärztliche/therapeutische Behandlung und Förderung  

sind gewährleistet.

Kind wird in seinen Rechten und Bedürfnissen 

wahrgenommen.

Familie ist in ein funktionierendes Netzwerk eingebettet.

Eltern sind kooperationsbereit.
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Anlage 3: Weitere hilfreiche Fragestellungen zur Einschätzung der familiären Situation:

	 Beobachtungskriterien im Hinblick auf elterliche Fähigkeiten
—	Fähigkeit, die Basisversorgung des Kindes zu gewährleisten;
—	Fähigkeit, das Kind realistisch (altersangemessen etc.) wahrzunehmen;
—	Fähigkeit zu realistischen Erwartungen, wie die Bedürfnisse des Kindes befriedigt  

werden können;
—	Fähigkeit zur (situativen) Einfühlung für und in das Kind;
—	Fähigkeit, eine Beziehung zu dem Kind zu entwickeln und zu halten;
—	Fähigkeit, der kindlichen Entwicklung und den Bedürfnissen des Kindes Vorrang zu  

geben vor den eigenen Bedürfnissen;
—	Fähigkeit, aggressive Impulse dem Kind gegenüber zurückzuhalten.

	 Kind
—	Ausmaß und Schwere der Beeinträchtigung: Ernährung, Pflege, emotionales  

und soziales Verhalten?
—	Alter des Kindes, Entwicklungsstand, Fähigkeit, sich selbst Hilfe zu holen?
—	Dauer der Vernachlässigung: chronisch oder kurzzeitig, ausgelöst durch ein  

bestimmtes Ereignis?
—	Art der Vernachlässigung: verbunden mit körperlicher, psychischer oder  

sexueller Misshandlung?

	 Eltern-Kind-Beziehung
—	Können die Eltern das Kind in seinen Bedürfnissen sehen?
—	Nehmen sie die Unterversorgung des Kindes wahr?
—	Haben die Eltern Vorstellungen vom Entwicklungsstand ihres Kindes?
—	Gibt es etwas, das sie an ihrem Kind schätzen?

	 Paarbeziehung
—	Wie stabil ist die Beziehung?
—	Gibt es Gewalt zwischen den Partnern?
—	Wer hat Verantwortung in der Versorgung der Kinder?

	 Ressourcen der Familie
—	Wie ist die aktuelle Situation der Eltern einzuschätzen? Sind sie in der Lage,  

Hilfe anzunehmen oder isolieren sie sich?
—	Bereitschaft zur Zusammenarbeit (auch mit dem Jugendamt)?
—	Wie stark sind sie durch ihre Suchterkrankung eingeschränkt?  

(Ansprechbarkeit? Suchtmittelfreie Zeiten?)
—	Bereitschaft zu Kontrollen?
—	Gibt es Einsicht in das Suchtverhalten und dessen Auswirkungen auf die Kinder?
—	Wie wurden Konflikte/familiäre Krisen bisher gelöst?
—	Gibt es stabilisierende Faktoren/Beziehungen im Umfeld? (Arbeit, finanzielle Situation, 

Nachbarn, erweiterte Familie, Freunde?)
—	Gibt es den Wunsch, etwas zu verändern?
—	Gibt es realistische Ideen, wie Veränderungen herbeigeführt werden können?
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	 Die Auswirkungen problematischen Suchtverhaltens auf die Kinder  
hängen von folgenden Faktoren ab:

—	wer suchtkrank ist (Mutter, Vater oder beide);
—	ob es weitere Suchtkranke im näheren Umfeld (Großeltern, Freunde usw.) gibt;
—	wann die elterliche Abhängigkeit in ihrem Leben begann;
—	wie lange die Suchterkrankung schon anhält;
—	welchen Verlauf die Abhängigkeit hat;
—	welchen Schweregrad die Abhängigkeit hat;
—	wie alt die Kinder waren, als die Suchterkrankung des Vaters/der Mutter chronisch wurde;
—	wie lange die Kinder das Suchtgeschehen miterlebt haben (quantitative Exposition);
—	wie die Kinder das Suchtgeschehen miterlebt haben (qualitative Exposition);
—	ob es noch weitere Störungen bei den Eltern gab (Komorbidität);
—	ob es noch weitere kritische Lebenslagen gab (Trennung, Scheidung, Todesfälle,  

Unfälle, finanzielle Probleme).

Für weitere Informationen, siehe auch: Leitfaden zur Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindes­
wohlgefährdung – § 8a SGB VIII

10.14	P rüfbogen Sofortreaktion

Name des Kindes:	 geb.:
Tag der Einschätzung:	 Einschätzende Fachkraft:

Folgende Kriterien geben einen Hinweis auf einen unverzüglichen Handlungsbedarf:

Einschätzungshinweise:
Belege:

—	Es werden Verhaltensweisen der Betreuungsperson geschildert, die zu schweren Verletzungen 
bzw. Gesundheitsgefährdungen geführt haben oder leicht dazu hätten führen können. 

—	Das betroffene Kind ist bzw. die betroffenen Kinder sind aufgrund von Alter und Gesundheits­
zustand als besonders verletzlich anzusehen. 

—	Es liegen Hinweise auf ein unberechenbares Verhalten der Betreuungsperson vor, etwa 
aufgrund von Suchtmittelmissbrauch, psychischer Erkrankung oder ausgeprägter Erregung.

—	Es wurde bekannt, dass die Betreuungsperson in der Vergangenheit ein Kind erheblich 
gefährdet oder geschädigt hat. 

—	Eine andere Person, die das Kind aktuell schützen könnte, ist nicht vorhanden.
—	Zu den oben genannten Kriterien liegen zu wenige Informationen vor. 
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10.15	 Zusammenarbeit bei Hilfen auSSerhalb der  
eigenen Familie (gesetzliche Bestimmungen)

	

§ 37 SGB VIII Zusammenarbeit bei Hilfen  

auSSerhalb der eigenen Familie

Durch Beratung und Unterstützung sollen die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 

innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren 

Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst 

erziehen kann. Während dieser Zeit soll durch begleitende Beratung und Unterstützung der 

Familien darauf hingewirkt werden, dass die Beziehung des Kindes oder Jugendlichen zur 

Herkunftsfamilie gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Erziehungsbedingungen 

in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den beteiligten 

Personen eine andere, dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche und auf Dauer 

angelegte Lebensperspektive erarbeitet werden. 

§ 1 SGB VIII Recht auf Erziehung, Elternverantwortung,  

Jugendhilfe

	 (3)	 Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere

	 1.	 junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu 

beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

	 2.	 Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen,

	 3.	 Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen,

	 4.	 dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien  

sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.
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